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Bericht und Beschlussempfehlung 

des Sozialausschusses 

Entwurf eines Maßregelvollzugsgesetzes (MVollzG) 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 19/1757 

Der Sozialausschuss hat sich mit dem ihm durch Plenarbeschluss vom 12. Novem-
ber 2019 überwiesenen Gesetzentwurf der Landesregierung in mehreren Sitzungen, 
zuletzt in seiner Sitzung am 26. November 2020, befasst, dazu schriftliche Stellung-
nahmen eingeholt und eine mündliche Anhörung durchgeführt. 

Den im Verfahren vorgelegten Änderungsantrag der Fraktion der SPD, Um-
druck 19/4915, lehnte der Ausschuss mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Fraktion der SPD und des Abgeordneten des SSW ab. Den ebenfalls 
vorgelegten Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen, Umdruck 19/4888, nahm der 
Ausschuss einstimmig mit mündlich vorgetragenen redaktionellen Änderungen an. 

Einstimmig empfiehlt der Ausschuss dem Landtag die aus der rechten Spalte der 
nachstehenden Gegenüberstellung ersichtliche geänderte Fassung des Gesetzent-
wurfs zur Annahme. Änderungen gegenüber dem Ursprungsgesetzentwurf sind durch 
Fettdruck kenntlich gemacht. 

Werner Kalinka 
Vorsitzender 
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Maßregelvollzugsgesetz (MVollzG) 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Gesetzentwurf der Landesregierung: Ausschussvorschlag: 
Inhaltsübersicht Inhaltsübersicht 

Erster Teil 
Allgemeines 

Erster Teil 
Allgemeines 

§ 1 Anwendungsbereich unverändert 

§ 2 Ziele und Aufgaben des Maßregelvoll-
zugs 

 

§ 3 Grundsätze des Maßregelvollzugs  

§ 4 Rechtsstellung der untergebrachten 
Menschen 

 

§ 5 Aufgabenträgerschaft, Zuständigkeit  

Zweiter Teil 
Gestaltung des Maßregelvollzugs 

Zweiter Teil 
Gestaltung des Maßregelvollzugs 

Abschnitt 1 
Behandlung der untergebrachten Men-
schen 

unverändert 

§ 6 Behandlung   

§ 7 Therapie- und Eingliederungsplan  

§ 8 Externe Begutachtung  

§ 9 Ärztliche Zwangsbehandlung  

Abschnitt 2 
Rechtsstellung der untergebrachten Men-
schen 

 

§ 10 Aufenthalt im Freien und Freizeit  

§ 11 Religionsausübung und Seelsorge  

§ 12 Informationsfreiheit und persönlicher 
Besitz  

 

§ 13 Besuche  

§ 14 Schriftwechsel  
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§ 15 Pakete   

§ 16 Telefongespräche  

§ 17 Andere Formen der Telekommunika-
tion 

 

§ 18 Eingriffe in das Brief-, Post- und Fern-
meldegeheimnis, in die Informations- 
und Besuchsrechte und den persönli-
chen Besitz 

 

§ 19 Dokumentation von Eingriffen  

§ 20 Geschäftsverbot  

§ 21 Ordnung in der Einrichtung des Maßre-
gelvollzugs  

 

§ 22 Besuchskommission  

Abschnitt 3 
Finanzielle Regelungen 

 

§ 23 Verfügung über Eigengeld, Barbeträge, 
Konten 

 

§ 24 Taschengeld  

§ 25 Arbeitsentgelt, Zuwendungen  

§ 26 Überbrückungsgeld  

Abschnitt 4 
Sicherungsmaßnahmen 

 

§ 27 Erkennungsdienstliche Maßnahmen  

§ 28 Durchsuchung  

§ 29 Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen  

§ 30 Besondere Sicherungsmaßnahmen   

§ 31 Unmittelbarer Zwang   

Abschnitt 5 
Vollzugslockerungen, offener Vollzug, Be-
währung 

 

§ 32 Vollzugslockerungen, offener Vollzug  

§ 33 Weisungen, Widerruf von Vollzugslo-
ckerungen und des offenen Vollzugs 

 

§ 34 Beteiligung der Strafvollstreckungsbe-
hörde  

 

§ 35 Anregung einer Aussetzung zur Be-
währung oder zur Erledigung der Maß-
regel 
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Abschnitt 6 
Gerichtlicher Rechtsschutz 

 

§ 36 Gerichtliches Verfahren und Rechtsbe-
helfe 

 

Dritter Teil 
Datenschutz 

Dritter Teil 
Datenschutz 

§ 37 Datenverarbeitung  § 37  unverändert  

§ 38 Datenerhebung bei untergebrachten 
Menschen und Dritten 

§ 38  unverändert 

§ 39 Datenübermittlung § 39  unverändert 

§ 40 Datenübermittlung für wissenschaftli-
che Zwecke  

§ 40  unverändert 

§ 41 Datenverarbeitung durch optisch-elekt-
ronische Einrichtungen (Videotechnik) 

§ 41 Einsatz optisch-elektronischer Ein-
richtungen 

§ 42 Berichtigung, Löschung und Einschrän-
kung der Verarbeitung 

§ 42  unverändert 

§ 43 Auskunft, Akteneinsicht § 43  unverändert 

§ 44 Entsprechende Anwendung anderer 
Vorschriften 

§ 44  unverändert 

Vierter Teil 
Kosten der Unterbringung 

Vierter Teil 
Kosten der Unterbringung 

§ 45 Kosten der Unterbringung unverändert 

§ 46 Kostenbeteiligung  

Fünfter Teil 
Schlussvorschriften 

Fünfter Teil 
Schlussvorschriften 

§ 47 Einschränkung von Grundrechten unverändert 

§ 48 Inkrafttreten; Außerkrafttreten  

Erster Teil 
Allgemeines 

Erster Teil 
Allgemeines 

§ 1 
Anwendungsbereich 

§ 1 
Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt den Vollzug der als 
Maßregeln der Besserung und Sicherung an-
geordneten Unterbringung in einem psychiatri-
schen Krankenhaus und in einer Entziehungs-
anstalt (Maßregelvollzug). 

unverändert 

(2) Für den Vollzug der einstweiligen Unterbrin-
gung nach § 126 a der Strafprozessordnung 
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(StPO) sowie der Unterbringung zur Vorberei-
tung eines Gutachtens nach § 81 StPO und der 
Sicherungshaft nach § 463 in Verbindung mit § 
453 c StPO gilt dieses Gesetz nur, soweit sich 
aus diesem Gesetz oder Bundesrecht nichts 
Abweichendes ergibt. 

§ 2 
Ziele und Aufgaben des Maßre-

gelvollzugs 

§ 2 
Ziele und Aufgaben des Maßre-

gelvollzugs 

(1) Der Vollzug der Maßregeln ist darauf aus-
zurichten, die untergebrachten Menschen 
durch Behandlung und Betreuung (Therapie) 
so weit wie möglich zu heilen oder ihren Zu-
stand so weit zu verbessern, dass sie keine er-
hebliche Gefahr mehr für die Allgemeinheit 
darstellen. Zudem sind sie auf eine selbststän-
dige Lebensführung außerhalb einer Einrich-
tung des Maßregelvollzugs vorzubereiten und 
zu befähigen, ein möglichst autonomes, in der 
Gemeinschaft eingegliedertes Leben in Frei-
heit zu führen. Er dient gleichzeitig dem Schutz 
der Allgemeinheit. 

(1) unverändert 

(2) Der Maßregelvollzug ist so zu gestalten, 
dass die Vollzugsziele in möglichst kurzer Zeit 
erreicht werden. 

(2) Der Maßregelvollzug ist so zu gestalten, 
dass die Vollzugsziele in möglichst kurzer Zeit 
erreicht werden. Es finden regelmäßig reflek-
tierende Betrachtungen der Maßnahmen 
statt. 

(3) Die Einrichtungen des Maßregelvollzugs 
sollen mit Behörden, Gerichten, Einrichtungen 
der Wissenschaft und Forschung sowie sonsti-
gen Stellen und Personen zusammenarbeiten, 
soweit sie die Verwirklichung der Ziele des 
Maßregelvollzugs fördern können. 

(3) unverändert 

(4) Während des Maßregelvollzugs ist die Auf-
rechterhaltung bestehender und der Aufbau 
neuer sozialer Kontakte der untergebrachten 
Menschen zu fördern, soweit diese ihrer Wie-
dereingliederung dienen. Insbesondere sollen 
Angehörige und andere nahestehende Be-
zugspersonen in ihren Bemühungen bei der 
Wiedereingliederung der untergebrachten 
Menschen von der Einrichtung unterstützt wer-
den. 

(4) unverändert 

(5) Zur Vorbereitung der Wiedereingliederung 
arbeitet die Einrichtung des Maßregelvollzugs 
intensiv mit dem Träger der Sozialhilfe, dem 
Sozialpsychiatrischen Dienst, der Führungs-
aufsichtsstelle und der Bewährungshilfe zu-
sammen. 

(5) Zur Vorbereitung der Wiedereingliederung 
arbeitet die Einrichtung des Maßregelvollzugs 
insbesondere mit den Trägern und Einrich-
tungen der Sozial- und Eingliederungshilfe, 
rechtlichen Betreuerinnen und Betreuern, 
der gesetzlichen Vertretung, der Woh-
nungslosenhilfe, der Wohnungswirtschaft, 
den Krankenkassen, den Institutionen zur 
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Gesetzentwurf der Landesregierung: Ausschussvorschlag: 
beruflichen Wiedereingliederung, dem So-
zialpsychiatrischen Dienst, der Führungs-
aufsichtsstelle und der Bewährungshilfe 
zusammen. 

(6) Soziale und behandlungsfördernde Struktu-
ren innerhalb der Einrichtung, organisatorische 
Regelungen und baulich-technische Vorkeh-
rungen sollen zur Erreichung der in Absatz 1 
genannten Ziele beitragen.  

(6) unverändert 

(7) Ziel des Vollzugs der Unterbringung nach 
§ 1 Absatz 2 ist es auch, die Durchführung ei-
nes geordneten Strafverfahrens zu gewährleis-
ten und der Gefahr weiterer Straftaten zu be-
gegnen. 

(7) (entfällt) 

§ 3 
Grundsätze des Maßregelvoll-

zugs 

§ 3 
Grundsätze des Maßregelvoll-

zugs 

(1) Im Umgang mit den im Maßregelvollzug un-
tergebrachten Menschen sind ihre Rechte, ihre 
Würde und ihr Befinden zu beachten. Ihren 
Wünschen nach Hilfen und Gestaltung des 
Maßregelvollzugs soll nach Möglichkeit ent-
sprochen werden; Wünsche sollen nach Mög-
lichkeit in einer Patientenvereinbarung vor Be-
handlungsbeginn festgehalten werden. Die 
Einrichtung unterstützt die untergebrachten 
Menschen dabei, eine Behandlungsvereinba-
rung oder Patientenverfügung zu geeigneten 
Aspekten der Behandlung im Maßregelvollzug 
abzuschließen. Personen ihres Vertrauens 
sind in geeigneter Weise einzubeziehen. 

(1) Im Umgang mit den im Maßregelvollzug un-
tergebrachten Menschen sind ihre Rechte, ihre 
Würde und ihr Befinden sowie ihre kulturel-
len und weltanschaulichen Lebensum-
stände zu beachten. Ihren Wünschen nach 
Hilfen und Gestaltung des Maßregelvollzugs 
soll nach Möglichkeit entsprochen werden; 
Wünsche sollen nach Möglichkeit in einer Pati-
entenvereinbarung vor Behandlungsbeginn 
festgehalten werden. Die Einrichtung unter-
stützt die untergebrachten Menschen dabei, 
eine Behandlungsvereinbarung oder Patien-
tenverfügung zu geeigneten Aspekten der Be-
handlung im Maßregelvollzug abzuschließen. 
Personen ihres Vertrauens sind in geeigneter 
Weise einzubeziehen. Kein Mensch darf im 
Rahmen des Maßregelvollzugs auf Grund 
des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, 
einer rassistischen oder antisemitischen 
Zuschreibung, der Religion oder Weltan-
schauung, einer Behinderung, einer chroni-
schen Erkrankung, des Lebensalters, der 
Sprache, der sexuellen oder geschlechtli-
chen Identität sowie des sozialen Status 
diskriminiert werden. 

(2) Die Behandlung, Betreuung und Unterbrin-
gung während des Maßregelvollzugs haben 
den aktuellen therapeutischen Erfordernissen 
des Einzelfalls Rechnung zu tragen. Die unter-
schiedlichen individuellen Erfordernisse und 
Bedürfnisse der untergebrachten Menschen 
sind zu berücksichtigen. 

(2) unverändert 
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§ 4 
Rechtsstellung der unterge-

brachten Menschen 

§ 4 
Rechtsstellung der unterge-

brachten Menschen 

(1) Die untergebrachten Menschen wirken an 
der Erreichung der Vollzugsziele nach § 2 mit. 
Ihre Bereitschaft hierzu und ihr Verantwor-
tungsbewusstsein ist zu wecken und zu för-
dern. 

(1) Die untergebrachten Menschen wirken an 
der Erreichung der Vollzugsziele nach § 2 und 
an der Gestaltung des Vollzugs mit. Ihre Be-
reitschaft hierzu und ihr Verantwortungsbe-
wusstsein ist zu wecken und zu fördern. 

(2) Untergebrachte Menschen sind über ihre 
Rechte und Pflichten während der Unterbrin-
gung unverzüglich nach der Aufnahme aufzu-
klären; dies betrifft auch das Beschwerderecht. 
Die Aufklärung hat in einer ihnen verständli-
chen Sprache zu erfolgen. Diese Informatio-
nen sind ihnen in leicht verständlicher Form 
schriftlich auszuhändigen. Erlaubt der Gesund-
heitszustand des untergebrachten Menschen 
die Aufklärung nicht im unmittelbaren Zusam-
menhang mit der Aufnahme, ist sie nachzuho-
len, sobald dies möglich ist. 

(2) unverändert 

(3) Die untergebrachten Menschen unterliegen 
während des Maßregelvollzugs nur den in die-
sem Gesetz vorgesehenen Beschränkungen 
ihrer Freiheit. Entsprechende Eingriffe müssen 
im Hinblick auf die Ziele des Maßregelvollzugs 
oder zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder 
zur Abwendung einer schwerwiegenden Stö-
rung der Ordnung der Einrichtung des Maßre-
gelvollzugs unerlässlich sein. Die Sätze 1 und 
2 gelten entsprechend für nach § 1 Absatz 2 
untergebrachte Menschen. 

(3) Die untergebrachten Menschen unterliegen 
während des Maßregelvollzugs nur den in die-
sem Gesetz vorgesehenen Beschränkungen 
ihrer Freiheit. Entsprechende Eingriffe müssen 
im Hinblick auf die Ziele des Maßregelvollzugs 
oder zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder 
zur Abwendung einer schwerwiegenden Stö-
rung der Ordnung der Einrichtung des Maßre-
gelvollzugs unerlässlich sein.  

§ 5 
Aufgabenträgerschaft, Zustän-

digkeit 

§ 5 
Aufgabenträgerschaft, Zustän-

digkeit 

(1) Das Land Schleswig-Holstein ist Träger der 
Aufgaben nach § 1. Die oberste Landesge-
sundheitsbehörde vollzieht die Maßregeln so-
wie die einstweilige Unterbringung nach § 1 in 
psychiatrischen Krankenhäusern und Entzie-
hungsanstalten des Landes; sie kann sich der 
Hilfe und der Einrichtungen Dritter bedienen. 

(1) Das Land Schleswig-Holstein ist Träger der 
Aufgaben nach § 1. Die oberste Landesge-
sundheitsbehörde vollzieht die Maßregeln so-
wie die einstweilige Unterbringung nach § 1 in 
psychiatrischen Krankenhäusern und Entzie-
hungsanstalten des Landes; sie kann sich der 
Hilfe und der geeigneten Einrichtungen Dritter 
bedienen. 

(2) Geeigneten privatrechtlich verfassten Ein-
richtungen kann durch einen von der obersten 
Landesgesundheitsbehörde im Einvernehmen 
mit der obersten Landesjustizbehörde zu erlas-
senden Verwaltungsakt der Maßregelvollzug 
sowie der Vollzug der einstweiligen Unterbrin-
gung nach § 1 als Aufgabe zur Erledigung in 
den Handlungsformen des öffentlichen Rechts 

(2) unverändert 
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unter der Aufsicht des Landes widerruflich 
übertragen werden. Der Verwaltungsakt ist öf-
fentlich bekannt zu geben. Das Rechtsverhält-
nis zur Einrichtung kann ergänzend durch öf-
fentlich-rechtlichen Vertrag mit der obersten 
Landesgesundheitsbehörde geregelt werden. 

(3) Die oberste Landesgesundheitsbehörde 
kann geeigneten psychiatrischen Krankenhäu-
sern und Entziehungsanstalten, die von Trä-
gern der Verwaltung in öffentlich-rechtlicher 
Organisations- und Handlungsform geführt 
werden, auf Antrag ihres Trägers durch Ver-
ordnung den Maßregelvollzug sowie den Voll-
zug der einstweiligen Unterbringung nach § 1 
zur Erfüllung nach Weisung widerruflich über-
tragen. 

(3) unverändert 

(4) Der Umfang und die Mittel der Aufsicht über 
die öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlich 
verfassten Einrichtungen des Maßregelvoll-
zugs richten sich nach § 15 Absatz 2, § 16 Ab-
satz 1 und 3 sowie § 18 Absatz 3 des Landes-
verwaltungsgesetzes. Aufsichtsbehörde ist die 
oberste Landesgesundheitsbehörde oder die 
von ihr durch Verordnung bestimmte Landes-
behörde. Die Beschäftigung des Personals der 
privatrechtlich verfassten Einrichtungen des 
Maßregelvollzugs, das am Vollzug der Unter-
bringung beteiligt ist, bedarf der Zustimmung 
der Aufsichtsbehörde im Hinblick auf die fach-
liche und persönliche Eignung. Die Bevoll-
mächtigten der Aufsichtsbehörde haben ein je-
derzeitiges direktes Weisungsrecht auch ge-
genüber dem Personal. Im Falle der Nichtbe-
folgung können die Bevollmächtigten bei Ge-
fahr im Verzug die angewiesenen Maßnahmen 
auf Kosten der Einrichtung selbst ausführen o-
der ausführen lassen. Im Falle eines Widerrufs 
der Aufgabenübertragung nach Absatz 2 oder 
3 kann die oberste Landesgesundheitsbe-
hörde Maßnahmen unter Inanspruchnahme 
von Personal der Einrichtung sowie der vor 
dem Widerruf von ihr genutzten Räumlichkei-
ten und Sachmittel treffen, um den Maßregel-
vollzug aufrechtzuerhalten, bis die Aufgabe an-
derweitig geregelt werden kann. Für die Inan-
spruchnahme Dritter ist eine Entschädigung 
unter entsprechender Anwendung der §§ 221 
bis 226 des Landesverwaltungsgesetzes zu 
leisten. 

(4) unverändert 

(5) Die oberste Landesjustizbehörde regelt im 
Einvernehmen mit der obersten Landesge-
sundheitsbehörde die örtliche und sachliche 
Zuständigkeit der Einrichtungen des Maßregel-
vollzugs in einem Vollstreckungsplan. Vom 

(5) unverändert 
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Vollstreckungsplan darf im Einzelfall abgewi-
chen werden, wenn der Zweck der Unterbrin-
gung hierdurch gefördert wird oder wenn die 
Abweichung aus Gründen der Vollzugsorgani-
sation erforderlich ist. 

(6) Die Einrichtungen des Maßregelvollzugs 
leisten nach Maßgabe der §§ 32 bis 34 des 
Landesverwaltungsgesetzes den Strafvoll-
zugsanstalten im Einzelfall Amtshilfe bei der 
ambulanten und stationären Behandlung von 
psychisch kranken Gefangenen und Untersu-
chungshäftlingen; die Kosten sind zu erstatten. 

(6) unverändert 

Zweiter Teil 
Gestaltung des Maßregelvoll-

zugs 

Zweiter Teil 
Gestaltung des Maßregelvoll-

zugs 

Abschnitt 1 
Behandlung der untergebrach-

ten Menschen 

Abschnitt 1 
Behandlung der untergebrach-

ten Menschen 

§ 6 
Behandlung 

§ 6 
Behandlung 

(1) Bei der Aufnahme ist der untergebrachte 
Mensch unverzüglich ärztlich zu untersuchen. 
Die Untersuchung soll auch die Umstände be-
rücksichtigen, die maßgeblich für die Anord-
nung der Maßregel waren und deren Kenntnis 
für die Erarbeitung des Therapie- und Einglie-
derungsplanes notwendig ist. 

(1) Bei der Aufnahme ist der untergebrachte 
Mensch ärztlich zu untersuchen. Die Unter-
suchung ist so zeitnah durchzuführen, wie 
es der körperliche und psychische Zustand 
der aufzunehmenden Person erlaubt. Die 
Untersuchung soll auch die Umstände berück-
sichtigen, die maßgeblich für die Anordnung 
der Maßregel waren und deren Kenntnis für die 
Erarbeitung des Therapie- und Eingliederungs-
planes notwendig ist. Als Ergebnis der Unter-
suchung ist auch festzuhalten, in welcher 
Weise von der untergebrachten Person ge-
genwärtig erhebliche rechtswidrige Taten 
zu erwarten sind. Danach ist das Maß der 
zur Sicherung der untergebrachten Person 
erforderlichen Freiheitseinschränkungen 
auszurichten und festzulegen. 

(2) Ein untergebrachter Mensch hat Anspruch 
auf die notwendige Behandlung. Die Behand-
lung bedarf vorbehaltlich der Regelungen in 
§ 9 der Einwilligung des untergebrachten Men-
schen. Ist dieser nicht in der Lage, eine wirk-
same Entscheidung über die Einwilligung zu 
treffen, ist die Einwilligung der Betreuerin oder 
des Betreuers erforderlich. Hat der unterge-
brachte Mensch noch keine Betreuerin oder 
keinen Betreuer, ist die Bestellung beim Be-
treuungsgericht zu beantragen. 

(2) unverändert 
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(3) Ärztliche Eingriffe, die mit Lebensgefahr o-
der erheblicher Gefahr für die Gesundheit des 
untergebrachten Menschen verbunden sind, 
dürfen nur mit seiner Einwilligung vorgenom-
men werden. Bei Volljährigen, welche die Be-
deutung und Tragweite der Behandlung und 
der Einwilligung nicht beurteilen können, und 
bei Minderjährigen ist für die Einwilligung die 
Erklärung der gesetzlichen Vertreterin oder 
des gesetzlichen Vertreters über den mutmaß-
lichen Patientenwillen maßgebend. 

(3) unverändert 

(4) Absatz 1 bis 3 gilt entsprechend für die 
nach § 1 Absatz 2 untergebrachten Menschen. 

(entfällt) 

§ 7 
Therapie- und Eingliederungs-

plan 

§ 7 
Therapie- und Eingliederungs-

plan 

(1) Für jeden untergebrachten Menschen ist 
unter Berücksichtigung seines Geschlechts, 
seiner Persönlichkeit, seines Alters, seines 
Entwicklungsstandes, seiner Lebensverhält-
nisse, seiner Störung und auf Grundlage des 
Ergebnisses des Diagnoseverfahrens, in den 
ersten sechs Wochen ab Rechtskraft der Ent-
scheidung ein Therapie- und Eingliederungs-
plan über die während des Maßregelvollzugs 
vorgesehenen therapeutischen und pädagogi-
schen Maßnahmen zu entwickeln. Der Thera-
pie- und Eingliederungsplan soll gemeinsam 
mit dem untergebrachten Menschen erarbeitet 
werden und insbesondere Angaben enthalten 
über 

(1) Für jeden untergebrachten Menschen ist 
unter Berücksichtigung seines Geschlechts, 
seiner Persönlichkeit, seines Alters, seines 
Entwicklungsstandes, seiner Lebensverhält-
nisse, seiner Störung und auf Grundlage des 
Ergebnisses des Diagnoseverfahrens, in den 
ersten sechs Wochen ab Rechtskraft der Ent-
scheidung ein Therapie- und Eingliederungs-
plan über die während des Maßregelvollzugs 
vorgesehenen therapeutischen, pädagogi-
schen und pflegerischen Maßnahmen zu 
entwickeln. Der Therapie- und Eingliederungs-
plan soll gemeinsam mit dem untergebrachten 
Menschen erarbeitet werden und insbeson-
dere Angaben enthalten über 

1. die Behandlung einschließlich ärztlicher, 
medizinischer, psychiatrisch-psychothera-
peutischer, pflegerischer, soziotherapeuti-
scher und heilpädagogischer Behandlung 
und pädagogischer Maßnahmen, 

1.  unverändert 

2. die Form der Unterbringung, 2.  unverändert 

3. die Teilnahme an Unterrichtsveranstaltun-
gen und an Maßnahmen der beruflichen 
Ausbildung, Fortbildung und Umschulung 
einschließlich Alphabetisierungs- und 
Deutschkursen, 

3.  unverändert 

4. die Einbeziehung von dem untergebrach-
ten Menschen nahestehenden Personen 
zur Aufrechterhaltung, Förderung und Ge-
staltung von Außenkontakten, 

4.  unverändert 

5. sozialunterstützende Maßnahmen, 5.  unverändert 
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6. Ausgleich von Tatfolgen einschließlich Tä-

ter-Opfer-Ausgleich, 
6.  unverändert 

7. Trainingsmaßnahmen zur Verbesserung 
der sozialen Kompetenzen, 

7.  unverändert 

8. Schuldnerberatung und Schuldenregulie-
rung und 

8.  unverändert 

9. Angebote zur Freizeitgestaltung. 9. Angebote zur Freizeitgestaltung und 
Sportangebote. 

Der Therapie- und Eingliederungsplan ist re-
gelmäßig spätestens nach sechs Monaten zu 
überprüfen und dem Krankheitsverlauf sowie 
der sozialen Entwicklung anzupassen. Zu ei-
nem geeigneten Zeitpunkt sind in den Thera-
pie- und Eingliederungsplan Vollzugslockerun-
gen und Maßnahmen zur Vorbereitung der 
Entlassung aufzunehmen. 

Der Therapie- und Eingliederungsplan ist re-
gelmäßig spätestens nach sechs Monaten zu 
überprüfen und dem Krankheitsverlauf sowie 
der sozialen Entwicklung anzupassen. Zu ei-
nem geeigneten Zeitpunkt sind in den Thera-
pie- und Eingliederungsplan Vollzugslockerun-
gen und Maßnahmen zur Vorbereitung der 
Entlassung aufzunehmen. 

(2) Der Therapie- und Eingliederungsplan und 
spätere Änderungen sind mit dem unterge-
brachten Menschen und, wenn er gesetzlich 
vertreten wird, auch mit der gesetzlichen Ver-
treterin oder dem gesetzlichen Vertreter zu er-
örtern und auszuhändigen. Die Erörterung mit 
dem untergebrachten Menschen kann unter-
bleiben, wenn sich durch eine Erörterung sein 
Gesundheitszustand mutmaßlich verschlech-
tern würde; dies ist in den über den unterge-
brachten Menschen geführten Aufzeichnungen 
zu begründen. 

(2) Der Therapie- und Eingliederungsplan und 
spätere Änderungen sind mit dem unterge-
brachten Menschen und, wenn er gesetzlich 
vertreten wird, auch mit der gesetzlichen Ver-
treterin oder dem gesetzlichen Vertreter zu er-
örtern und auszuhändigen. Die Erörterung mit 
dem untergebrachten Menschen soll von 
hierfür geschultem Fachpersonal mit geeig-
neten Methoden durchgeführt werden, so-
fern es der Gesundheitszustand zulässt. 

(3) Absatz 1 und 2 gilt entsprechend für die 
nach § 1 Absatz 2 untergebrachten Menschen. 

(entfällt) 

§ 8 
Externe Begutachtung 

§ 8 
Externe Begutachtung 

Sofern aus Behandlungsgründen ein Bedarf 
für eine externe Begutachtung besteht, kann 
die Einrichtung mit Zustimmung der Aufsichts-
behörde externe Gutachten in Auftrag geben. 
Der untergebrachte Mensch ist hierzu anzuhö-
ren und an der Auswahl des Gutachters zu be-
teiligen. 

Sofern aus Behandlungsgründen ein Bedarf 
für eine externe Begutachtung besteht, kann 
die Einrichtung mit Zustimmung der Aufsichts-
behörde externe Gutachten in Auftrag geben. 
Der untergebrachte Mensch ist hierzu und zur 
Auswahl des Gutachters oder der Gutach-
terin anzuhören. 

§ 9 
Ärztliche Zwangsbehandlung 

§ 9 
Ärztliche Zwangsbehandlung 

(1) Eine medizinische Behandlung gegen den 
natürlichen Willen des untergebrachten Men-
schen (ärztliche Zwangsbehandlung) darf nur 
durchgeführt werden 

(1) unverändert 
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1. mit dem Ziel, die tatsächlichen Vorausset-

zungen der freien Selbstbestimmung des 
untergebrachten Menschen so weit herzu-
stellen, dass ein selbstbestimmtes, in der 
Gemeinschaft eingegliedertes Leben er-
möglicht wird, oder 

 

2. soweit die Maßnahme erforderlich ist, um 
eine gegenwärtige Lebensgefahr oder Ge-
fahr einer schwerwiegenden Schädigung 
der Gesundheit des untergebrachten Men-
schen abzuwenden. 

 

Eine ärztliche Zwangsbehandlung ist nur zu-
lässig, wenn 

 

1. der untergebrachte Mensch aufgrund einer 
psychischen Krankheit oder einer geistigen 
oder seelischen Behinderung die Notwen-
digkeit der ärztlichen Maßnahme nicht er-
kennen oder nicht nach dieser Einsicht 
handeln kann, 

 

2. sie im Hinblick auf das Behandlungsziel, 
das ihren Einsatz rechtfertigt, Erfolg ver-
spricht, 

 

3. mildere Mittel, insbesondere eine weniger 
eingreifende Behandlung, aussichtslos 
sind und 

 

4. der zu erwartende Nutzen der Behandlung 
die zu erwartenden Beeinträchtigungen 
deutlich feststellbar überwiegt. 

 

Eine wirksame Patientenvereinbarung ist zu 
beachten. Im Rahmen einer einstweiligen Un-
terbringung nach § 1 Absatz 2 ist eine ärztliche 
Zwangsbehandlung gemäß Satz 2 Nummer 1 
nicht zulässig. 

 

(2) Eine ärztliche Zwangsbehandlung setzt vo-
raus, dass 

(2) Eine ärztliche Zwangsbehandlung setzt vo-
raus, dass 

1. eine den Verständnismöglichkeiten des un-
tergebrachten Menschen entsprechende 
Information über die beabsichtigte Behand-
lung und ihre Wirkungen vorausgegangen 
ist, 

1.  unverändert 

2. vor Beginn der Behandlung ernsthaft ver-
sucht wurde, eine auf Vertrauen gegrün-
dete, freiwillige Zustimmung des unterge-
brachten Menschen zu erreichen, 

2.  unverändert 

3. die Behandlung von einer Ärztin oder ei-
nem Arzt angeordnet oder selbst durchge-
führt, überwacht und dokumentiert wird, 

3.  unverändert 
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4. die Behandlung angekündigt und mit dem 

Hinweis auf die Möglichkeit, dagegen vor-
beugenden Rechtsschutz in Anspruch neh-
men zu können, versehen wurde und 

4.  unverändert 

5. das Gericht, das ein Sachverständigengut-
achten einholt, über den Antrag der Ein-
richtung positiv entscheidet; die Mitwirkung 
einer Verteidigerin oder eines Verteidigers 
ist erforderlich. 

5. das Gericht, das ein Sachverständigengut-
achten einholt, die ärztliche Zwangsbe-
handlung auf Antrag der Einrichtung an-
ordnet; die Mitwirkung einer Verteidigerin 
oder eines Verteidigers ist erforderlich. 

Abschnitt 2 
Rechtsstellung der unterge-

brachten Menschen 

Abschnitt 2 
Rechtsstellung der unterge-

brachten Menschen 

§ 10 
Aufenthalt im Freien und Frei-

zeit 

§ 10 
Aufenthalt im Freien und Frei-

zeit 

(1) Den untergebrachten Menschen ist der täg-
liche Aufenthalt im Freien grundsätzlich für 
mindestens eine Stunde zu ermöglichen. Aus-
nahmen bedürfen der Zustimmung der ärztli-
chen Leitung der Einrichtung des Maßregel-
vollzugs und sind begründet zu dokumentie-
ren. 

(1) Den untergebrachten Menschen ist der täg-
liche Aufenthalt im Freien für mindestens eine 
Stunde zu ermöglichen. Ausnahmen bedürfen 
der Zustimmung der ärztlichen Leitung der Ein-
richtung des Maßregelvollzugs und sind be-
gründet zu dokumentieren. 

(2) Die untergebrachten Menschen sollen für 
die Gestaltung der therapiefreien Zeit Gele-
genheit zur sinnvollen Beschäftigung erhalten. 
Die Einrichtung soll, sofern die Möglichkeit be-
steht, den untergebrachten Menschen regel-
mäßige Angebote zu sportlichen, künstleri-
schen, musikalischen und gesellschaftlichen 
Betätigungen unterbreiten. 

(2) Die untergebrachten Menschen erhalten 
für die Gestaltung der therapiefreien Zeit Gele-
genheit zur sinnvollen Beschäftigung. Die 
Einrichtung macht den untergebrachten Men-
schen regelmäßige Angebote zu sportlichen, 
künstlerischen, musikalischen und gesell-
schaftlichen Betätigungen mit dem Ziel der 
Förderung von sozialer Wiedereingliede-
rung. 

§ 11 
Religionsausübung und Seel-

sorge 

§ 11 
Religionsausübung und Seel-

sorge 

(1) Der untergebrachte Mensch ist berechtigt, 
innerhalb der Einrichtung des Maßregelvoll-
zugs an Gottesdiensten oder anderen religiö-
sen Veranstaltungen seines Bekenntnisses 
teilzunehmen. An Veranstaltungen von Religi-
onsgemeinschaften, die nicht seinem Bekennt-
nis entsprechen, ist eine Teilnahme möglich, 
wenn deren Seelsorgerin oder deren Seelsor-
ger zustimmt. 

(1) unverändert 

(2) Ein Ausschluss von religiösen Veranstal-
tungen kann nur erfolgen, wenn andernfalls die 
Ziele des Maßregelvollzugs oder die Sicherheit 
in der Einrichtung gefährdet oder die Ordnung 

(2) unverändert 
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in der Einrichtung schwerwiegend gestört wür-
den. Ob die Voraussetzungen für einen Aus-
schluss vorliegen, entscheidet die Einrichtung 
des Maßregelvollzugs nach Anhörung der 
Seelsorgerin oder des Seelsorgers. 

 (3) Der untergebrachte Mensch ist berech-
tigt religiöse Betreuung durch eine Seelsor-
gerin oder einen Seelsorger in Anspruch zu 
nehmen. Auf seinen Wunsch ist ihm zu hel-
fen, mit einer Seelsorgerin oder einem Seel-
sorger seiner Religionsgemeinschaft in 
Verbindung zu treten. 

 (4) Der untergebrachte Mensch darf religi-
öse Schriften sowie Gegenstände des reli-
giösen Gebrauchs besitzen. Diese dürfen 
nur bei erheblichen Nachteilen für den Ge-
sundheitszustand des untergebrachten 
Menschen oder für die Sicherheit in der Ein-
richtung entzogen werden. Die Seelsorge-
rin oder der Seelsorger ist nach Möglichkeit 
vorher zu hören. 

§ 12 
Informationsfreiheit und per-

sönlicher Besitz 

§ 12 
Informationsfreiheit und per-

sönlicher Besitz 

(1) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, 
die in den Gemeinschaftsräumen vorgehalte-
nen Hörfunk- und Fernsehgeräte zu nutzen. 
Für die Inbetriebnahme eigener Hörfunk- und 
Fernsehgeräte sowie anderer Geräte der Infor-
mations- und Unterhaltungselektronik gilt Ab-
satz 4. 

unverändert 

(2) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, 
Zeitungen und Zeitschriften in angemessenem 
Umfang unter Beteiligung der Einrichtung des 
Maßregelvollzugs zu beziehen. 

 

(3) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, 
persönliche Kleidung zu tragen. Beschränkun-
gen sind zulässig, wenn der untergebrachte 
Mensch nicht für Reinigung, Instandsetzung 
und regelmäßigen Wechsel auf eigene Kosten 
sorgt. 

 

(4) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, 
sonstige persönliche Habe, insbesondere Erin-
nerungsstücke von persönlichem Wert und 
Gegenstände für Fortbildung und Freizeit in 
angemessenem Umfang zu erwerben oder zu 
besitzen. Der Erwerb oder der Besitz sowie die 
Weitergabe von Büchern, Ton-, Bild- und Da-
tenträgern kann von einer Überprüfung abhän-
gig gemacht werden. Persönliche Habe, die 
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der untergebrachte Mensch nicht in Gewahr-
sam haben darf, ist für ihn aufzubewahren, so-
fern dies der Einrichtung des Maßregelvollzugs 
nach Art und Umfang möglich ist. Im Falle der 
Vernichtung oder Veräußerung ist die Zustim-
mung der Eigentümerin oder des Eigentümers 
oder der oder des Bevollmächtigten einzuho-
len. 

(5) Beschränkungen der Rechte nach den Ab-
sätzen 1 bis 4 sind nur unter den Vorausset-
zungen des § 18 zulässig. Im Übrigen regelt 
die Hausordnung das Nähere des Verfahrens. 

 

§ 13 
Besuche 

§ 13 
Besuche 

(1) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, 
entsprechend den Besuchsregelungen Besuch 
zu empfangen oder abzulehnen. Die Gesamt-
besuchsdauer beträgt mindestens vier Stun-
den im Monat. 

(1) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, 
entsprechend den Besuchsregelungen Besuch 
zu empfangen oder abzulehnen. Besuche von 
Angehörigen, insbesondere von Kindern 
werden besonders unterstützt. Die Be-
suchsdauer richtet sich nach den individu-
ellen Umständen des untergebrachten Men-
schen. Die Gesamtbesuchsdauer beträgt min-
destens vier Stunden im Monat. 

(2) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit in der 
Einrichtung kann der Besuch allgemein oder im 
Einzelfall davon abhängig gemacht werden, 
dass sich die Besucherin oder der Besucher 
mit technischen Hilfsmitteln absuchen und 
Kleidung und mitgeführte Gegenstände durch-
suchen lässt. Frauen und Mädchen sollen nur 
durch weibliches Personal, Männer und Jun-
gen nur durch männliches Personal durch-
sucht werden. Nicht zugelassene Sachen wer-
den für die Dauer des Besuches in Verwahrung 
genommen. Verteidigerbesuche sind von der 
Absuchung und Durchsuchung ausgenom-
men. 

(2) unverändert 

(3) Wird ein Besuch auf Grund einer Anord-
nung nach § 18 Absatz 1 überwacht, sind der 
untergebrachte Mensch und die Besucherin o-
der der Besucher zu Beginn des Besuchs dar-
über zu unterrichten. 

(3) unverändert 

(4) Besuche durch die gesetzliche Vertreterin 
oder den gesetzlichen Vertreter des unterge-
brachten Menschen, durch Verteidigerinnen o-
der Verteidiger, durch Betreuerinnen oder Be-
treuer, durch Rechtsanwältinnen, Rechtsan-
wälte, Notarinnen oder Notare in einer den un-
tergebrachten Menschen betreffenden Rechts-
sache und durch eine Seelsorgerin oder einen 
Seelsorger dürfen nicht untersagt werden. Bei 

(4) unverändert 
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diesen Besuchen dürfen Schriftstücke, die mit 
dem Anlass des Besuches im Zusammenhang 
stehen, übergeben werden; § 18 Absatz 2 fin-
det entsprechend Anwendung. 

(5) Andere Gegenstände als Schriftstücke dür-
fen bei Besuchen nur mit Erlaubnis übergeben 
werden. 

(5) unverändert 

§ 14 
Schriftwechsel 

§ 14 
Schriftwechsel 

(1) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, 
Schriftwechsel zu führen. 

(1) unverändert 

(2) Beschränkungen des Schriftwechsels sind 
nur unter den Voraussetzungen des § 18 zu-
lässig. 

(2) unverändert 

(3) Nicht beschränkt wird der Schriftwechsel ei-
nes untergebrachten Menschen mit 

(3) Nicht beschränkt wird der Schriftwechsel ei-
nes untergebrachten Menschen mit 

1. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten, 
der gesetzlichen Vertreterin oder dem ge-
setzlichen Vertreter und seiner Betreuerin 
oder seinem Betreuer, 

1.  unverändert 

2. Behörden, Gerichten, Staatsanwaltschaf-
ten, Seelsorgerinnen und Seelsorgern so-
wie Mitgliedern der Besuchskommission, 

2.  unverändert 

3. Volksvertretungen der Europäischen 
Union, des Bundes und der Länder sowie 
deren Mitgliedern, 

3. Volksvertretungen der Europäischen 
Union, des Bundes und der Länder sowie 
deren Mitgliedern und den jeweiligen Be-
auftragten von Europa, Bund und Län-
dern, 

4. Vertretungskörperschaften der Gemeinden 
und Gemeindeverbände sowie deren Mit-
gliedern, 

4.  unverändert 

5. dem Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte, 

5.  unverändert 

6. Mitgliedern der Nationalen Stelle zur Ver-
hütung von Folter, des Europäischen Aus-
schusses zur Verhütung von Folter und un-
menschlicher oder erniedrigender Behand-
lung oder Strafe (CPT), des Menschen-
rechtsausschusses der Vereinten Natio-
nen, des Ausschusses der Vereinten Nati-
onen gegen Folter sowie des zugehörigen 
Unterausschusses zur Verhütung von Fol-
ter und 

6.  unverändert 

7. bei ausländischen Staatsbürgerinnen und 
Staatsbürgern auch mit der konsularischen 

7. bei ausländischen Staatsbürgerinnen und 
Staatsbürgern auch mit der konsularischen 
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oder diplomatischen Vertretung des Hei-
matlandes. 

oder diplomatischen Vertretung des Hei-
matlandes, 

 8. sonstige Organisationen oder Einrich-
tungen, mit denen der Schriftverkehr 
aufgrund völkerrechtlicher Verpflich-
tungen der Bundesrepublik Deutsch-
land geschützt wird. 

§ 15 
Pakete 

§ 15 
Pakete 

(1) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, 
Pakete abzusenden und zu empfangen. 

unverändert 

(2) Der Inhalt von Paketen kann in Gegenwart 
des untergebrachten Menschen daraufhin 
überprüft werden, ob darin 

 

1. Schreiben oder sonstige Nachrichten oder  

2. Gegenstände, deren Besitz Ziele des Maß-
regelvollzugs oder die Sicherheit in der Ein-
richtung gefährden oder die Ordnung der 
Einrichtung schwerwiegend stören würde,  

 

enthalten sind.  

(3) Auf Schreiben oder sonstige Nachrichten, 
die in Paketen enthalten sind, sind § 14 und 
§ 18 Absatz 2 entsprechend anzuwenden. Ent-
hält ein Paket Gegenstände der in Absatz 2 
Nummer 2 genannten Art, sind diese Gegen-
stände der Absenderin oder dem Absender o-
der der Eigentümerin oder dem Eigentümer zu-
rückzugeben. Ist dies nicht möglich oder aus 
besonderen Gründen nicht zweckmäßig, sol-
len sie aufbewahrt oder an eine von dem un-
tergebrachten Menschen oder seiner gesetzli-
chen Vertreterin oder seinem gesetzlichen 
Vertreter benannte Person versandt werden, 
soweit dies nach Art und Umfang möglich ist. 

 

(4) Eine Maßnahme nach Absatz 3 ist auch ge-
genüber der Absenderin oder dem Absender 
bekanntzugeben und zu begründen. 

 

(5) Über Absatz 2 hinausgehende Beschrän-
kungen bei dem Empfang und dem Versenden 
von Paketen sind nur unter den Voraussetzun-
gen des § 18 zulässig. 
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§ 16 
Telefongespräche 

§ 16 
Telefongespräche 

(1) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, 
im Rahmen der Bestimmungen der Hausord-
nung Telefongespräche zu führen. 

unverändert 

(2) Beschränkungen von Telefongesprächen 
sind nur unter den Voraussetzungen des § 18 
zulässig. 

 

(3) Beschränkungen von Telefongesprächen 
mit den in § 14 Absatz 3 genannten Stellen 
sind unzulässig. 

 

(4) Telefongespräche dürfen nur dadurch über-
wacht werden, dass eine Mitarbeiterin oder ein 
Mitarbeiter der Einrichtung des Maßregelvoll-
zugs in Gegenwart des untergebrachten Men-
schen den Gesprächsverlauf verfolgt und das 
Gespräch mithört. Wird ein Telefongespräch 
überwacht, ist die Gesprächspartnerin oder der 
Gesprächspartner zu Beginn des Gesprächs 
darüber zu unterrichten. 

 

§ 17 
Andere Formen der Telekom-

munikation 

§ 17 
Andere Formen der Telekom-

munikation 

(1) Die Einrichtungen richten unter Berücksich-
tigung der Sicherheit Möglichkeiten zur Nut-
zung anderer Formen der Telekommunikation 
ein. Die Nutzung neuer Kommunikationsme-
dien soll durch die Einrichtung gefördert wer-
den. 

unverändert 

(2) Beschränkungen sind nur unter den Vo-
raussetzungen des § 18 zulässig. Im Übrigen 
regelt die Hausordnung das Nähere des Ver-
fahrens. 

 

§ 18 
Eingriffe in das Brief-, Post- 
und Fernmeldegeheimnis, in 

die Informations- und Besuchs-
rechte und den persönlichen 

Besitz 

18 
Eingriffe in das Brief-, Post- 
und Fernmeldegeheimnis, in 

die Informations- und Besuchs-
rechte und den persönlichen 

Besitz 

(1) Die für die Behandlung verantwortlichen 
Ärztinnen oder Ärzte dürfen im Einzelfall Be-
schränkungen des Schriftwechsels, bei dem 
Empfang und dem Versenden von Paketen, 
bei dem Führen von Telefongesprächen, bei 
der Nutzung anderer Formen der Telekommu-

(1) Die für die Behandlung verantwortlichen 
Ärztinnen oder Ärzte oder die für die Behand-
lung verantwortlichen Psychologinnen o-
der Psychologen dürfen im Einzelfall Be-
schränkungen des Schriftwechsels, bei dem 
Empfang und dem Versenden von Paketen, 
bei dem Führen von Telefongesprächen, bei 
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nikation, bei der Ausübung von Informations-
rechten, des persönlichen Besitzes und bei Be-
suchen (§§ 12 bis 17) nur dann anordnen, 
wenn Tatsachen dafür sprechen, dass ohne 
diese Beschränkungen aufgrund der Krankheit 
erhebliche Nachteile für den Gesundheitszu-
stand des untergebrachten Menschen zu er-
warten sind oder der Zweck des Maßregelvoll-
zugs oder die Sicherheit in der Einrichtung ge-
fährdet werden könnte, oder dies zur Abwen-
dung einer schwerwiegenden Störung der Ord-
nung der Einrichtung des Maßregelvollzugs 
unerlässlich ist. Beschränkungen nach Satz 1 
sind Überwachung, Durchsuchung, Vorenthal-
tung, Entzug oder Untersagung. Weiterge-
hende Beschränkungen sind nur nach Maß-
gabe der §§ 12 bis 17 zulässig. 

der Nutzung anderer Formen der Telekommu-
nikation, bei der Ausübung von Informations-
rechten, des persönlichen Besitzes und bei Be-
suchen (§§ 12 bis 17) nur dann anordnen, 
wenn Tatsachen dafür sprechen, dass ohne 
diese Beschränkungen aufgrund der Krankheit 
erhebliche Nachteile für den Gesundheitszu-
stand des untergebrachten Menschen zu er-
warten sind oder der Zweck des Maßregelvoll-
zugs oder die Sicherheit in der Einrichtung ge-
fährdet werden könnte, oder dies zur Abwen-
dung einer schwerwiegenden Störung der Ord-
nung der Einrichtung des Maßregelvollzugs 
unerlässlich ist. Beschränkungen nach Satz 1 
sind Überwachung, Durchsuchung, Vorenthal-
tung, Entzug oder Untersagung. Weiterge-
hende Beschränkungen sind nur nach Maß-
gabe der §§ 12 bis 17 zulässig. 

(2) Wenn der Verdacht besteht, dass mit einem 
Schriftstück unzulässigerweise Gegenstände 
übergeben werden sollen, kann die für die Be-
handlung verantwortliche Ärztin oder der für 
die Behandlung verantwortliche Arzt die vorhe-
rige Überprüfung von Schriftstücken auch an-
ordnen, wenn die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 nicht erfüllt sind. Dies gilt nur für Schrift-
stücke, die gefaltet oder in einen Umschlag 
eingelegt sind und von anderen Personen als 
Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarin-
nen oder Notaren übergeben werden sollen. 

(2) Wenn der Verdacht besteht, dass mit einem 
Schriftstück unzulässigerweise Gegenstände 
übergeben werden sollen, kann die für die Be-
handlung verantwortliche Ärztin oder der für 
die Behandlung verantwortliche Arzt oder die 
für die Behandlung verantwortliche Psy-
chologin oder der für die Behandlung ver-
antwortliche Psychologe die vorherige Über-
prüfung von Schriftstücken auch anordnen, 
wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht erfüllt sind. Dies gilt nur für Schriftstücke, 
die gefaltet oder in einen Umschlag eingelegt 
sind und von anderen als den in § 14 Absatz 
3 genannten Personen übergeben werden 
sollen. 

(3) Hat die für die Behandlung zuständige Ärz-
tin oder der für die Behandlung zuständige Arzt 
die Behandlung an eine Psychologin oder ei-
nen Psychologen zur selbständigen Durchfüh-
rung übertragen, kann die Anordnung nach Ab-
satz 1 oder Absatz 2 auch von dieser Psycho-
login oder diesem Psychologen getroffen wer-
den. 

(entfällt) 

(4) Absatz 1 bis 3 gilt entsprechend für nach § 
1 Absatz 2 untergebrachten Menschen für Be-
schränkungen des Schriftwechsels, bei dem 
Empfang und dem Versenden von Paketen, 
bei dem Führen von Telefongesprächen, bei 
der Nutzung anderer Formen der Telekommu-
nikation, bei der Ausübung von Informations-
rechten, des persönlichen Besitzes und bei Be-
suchen; § 119 StPO bleibt unberührt. 

(entfällt) 
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§ 19 
Dokumentation von Eingriffen 

§ 19 
Dokumentation von Eingriffen 

Soweit in den §§ 12 bis 17 keine weitergehen-
den Regelungen enthalten sind, sind bei Be-
schränkungen  

unverändert 

1. des Schriftwechsels,  

2. der Pakete,  

3. von Telefongesprächen,  

4. der Nutzung anderer Formen der Telekom-
munikation, 

 

5. der Informationsfreiheit,  

6. des persönlichen Besitzes und  

7. von Besuchen,  

ihre Gründe und die Durchführung aufzuzeich-
nen; die Aufzeichnung ist ebenso wie eine Stel-
lungnahme des untergebrachten Menschen zu 
den Krankenakten zu nehmen. Entsprechen-
des gilt für die Durchsuchung nach § 28 und 
Beschränkungen der Religionsausübung nach 
§ 11. Der untergebrachte Mensch und seine 
gesetzliche Vertreterin oder sein gesetzlicher 
Vertreter erhalten auf Verlangen Einsicht in die 
Aufzeichnungen nach § 43 Absatz 2. 

 

§ 20 
Geschäftsverbot 

§ 20 
Geschäftsverbot 

Geschäfte zwischen untergebrachten Men-
schen sowie zwischen dem Personal der Ein-
richtung und untergebrachten Menschen sind 
grundsätzlich verboten. Ausnahmen für Ge-
schäfte zwischen untergebrachten Menschen 
werden in der Hausordnung festgelegt. 

unverändert 

§ 21 
Ordnung in der Einrichtung des 

Maßregelvollzugs 

§ 21 
Ordnung in der Einrichtung des 

Maßregelvollzugs 

Die Einrichtungen des Maßregelvollzugs erlas-
sen eine Hausordnung, die der Zustimmung 
der Aufsichtsbehörde bedarf. Die Hausord-
nung soll nähere Bestimmungen über die 
Wahrnehmung der Rechte und Pflichten der 
untergebrachten Menschen nach diesem Ge-
setz und zur Sicherheit und Ordnung in der 
Einrichtung enthalten und die Grundsätze zur 

Die Einrichtungen des Maßregelvollzugs erlas-
sen eine Hausordnung, die der Zustimmung 
der Aufsichtsbehörde bedarf. Den unterge-
brachten Menschen ist Gelegenheit zu ge-
ben, Anregungen und Vorschläge zu der 
Hausordnung einzureichen. Die Hausord-
nung soll nähere Bestimmungen über die 
Wahrnehmung der Rechte und Pflichten der 
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Ausübung des Hausrechts bestimmen. In ihr 
sind insbesondere zu regeln: 

untergebrachten Menschen nach diesem Ge-
setz und zur Sicherheit und Ordnung in der 
Einrichtung enthalten und die Grundsätze zur 
Ausübung des Hausrechts bestimmen. In ihr 
sind insbesondere zu regeln: 

1. die Einbringung und Verwahrung von Geld, 
Wertsachen und anderen Gegenständen, 

1.  unverändert 

2. die Wahrnehmung der Informationsfreiheit 
durch Fernseh- und Hörfunkempfang so-
wie durch Zeitungen und Zeitschriften, 

2.  unverändert 

3. die Ausgestaltung der Räume sowie das 
Verfahren für die Durchsuchung, 

3.  unverändert 

4. die Einkaufsmöglichkeiten, 4.  unverändert 

5. ein Rauchverbot, 5.  unverändert 

6. ein Alkoholverbot, 6.  unverändert 

7. ein Verbot der Einnahme mitgebrachter o-
der beschaffter Medikamente, 

7.  unverändert 

8. die Besuchs- und Telefonzeiten, 8.  unverändert 

9. die Freizeitgestaltung, 9.  unverändert 

10. der Aufenthalt im Freien und 10.  unverändert 

11. weitere Verhaltensvorschriften, soweit sie 
zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
Ordnung in der Einrichtung erforderlich 
sind. 

11.  unverändert 

Die Hausordnung ist den untergebrachten 
Menschen bekannt zu geben und in schriftli-
cher Form auszuhändigen. Sie ist an allgemein 
zugänglichen Stellen in der Einrichtung des 
Maßregelvollzugs auszuhängen oder auszule-
gen. 

Die Hausordnung ist den untergebrachten 
Menschen bekannt zu geben und in schriftli-
cher Form auszuhändigen. Sie ist an allgemein 
zugänglichen Stellen in der Einrichtung des 
Maßregelvollzugs auszuhängen oder auszule-
gen. 

§ 22 
Besuchskommission 

§ 22 
Besuchskommission 

(1) Zur Vertretung der Belange und Anliegen 
der im Maßregelvollzug untergebrachten Men-
schen bestellt die oberste Landesgesundheits-
behörde eine Besuchskommission. 

(1) unverändert 

(2) Die Besuchskommission soll die Einrichtun-
gen des Maßregelvollzugs mindestens zwei-
mal jährlich besuchen. Zwischen zwei Besu-
chen dürfen nicht mehr als sechs Monate lie-
gen. Es ist sicherzustellen, dass die Besuchs-
kommission auch zwischen den Besuchen für 
Anliegen und Beschwerden erreichbar ist. Die 
Besuchskommission soll prüfen, ob die Rechte 

(2) unverändert 
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der untergebrachten Menschen gewahrt wer-
den und die Ziele des Maßregelvollzugs be-
achtet werden. Sie wirkt bei der Gestaltung des 
Maßregelvollzugs beratend mit. Aufgabe der 
Besuchskommission ist es, Anregungen und 
Beschwerden der im Maßregelvollzug unterge-
brachten Menschen entgegenzunehmen und 
zu prüfen. Die Besuchskommission kann zu ei-
nem Besuch weitere geeignete Personen hin-
zuziehen, die nicht in der besuchten Einrich-
tung des Maßregelvollzugs beschäftigt sind. 
Die Besuchskommission ist berechtigt, die Ein-
richtungen des Maßregelvollzugs unangemel-
det zu besuchen. 

(3) Der Besuchskommission gehören sechs 
Personen an, die nicht in einer Einrichtung des 
Maßregelvollzugs beschäftigt sind. Auf ein 
ausgewogenes Verhältnis von Frauen und 
Männern soll geachtet werden. Mitglieder sind 

(3) Der Besuchskommission gehören sechs 
Personen an, die nicht in einer Einrichtung des 
Maßregelvollzugs beschäftigt sind. Auf ein 
ausgewogenes Verhältnis von Frauen und 
Männern soll geachtet werden. Mitglieder sind 

1. eine Ärztin oder ein Arzt, die oder der in der 
Psychiatrie und im Maßregelvollzug erfah-
ren ist, 

1.  unverändert 

2. eine Psychologin oder ein Psychologe, die 
oder der in der Psychiatrie und im Maßre-
gelvollzug erfahren ist, 

2.  unverändert 

3. eine in Maßregelvollzugsangelegenheiten 
erfahrene Person mit Befähigung zum 
Richteramt, 

3.  unverändert 

4. ein in Maßregelvollzugsangelegenheiten 
erfahrenes Mitglied auf Vorschlag der Ver-
einigungen der Angehörigen und Freunde 
psychisch kranker Menschen, 

4.  unverändert 

5. eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem 
Kreis psychiatrieerfahrener Menschen und 

5. eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem 
Kreis psychiatrieerfahrener Menschen so-
wie bei Bedarf eine Assistenzperson 
und 

6. die oder der Bürgerbeauftragte für soziale 
Angelegenheiten. 

6.  unverändert 

(4) Die Mitglieder wählen die Vorsitzende oder 
den Vorsitzenden und eine Vertreterin oder ei-
nen Vertreter; Wiederwahl ist zulässig. Beim 
Ausscheiden eines Mitgliedes ist für die Rest-
dauer der Amtszeit der Besuchskommission 
ein Ersatzmitglied zu bestellen. 

(4) unverändert 

(5) In den Einrichtungen des Maßregelvollzugs 
ist durch Aushang an geeigneter Stelle unter 
Bekanntgabe des Namens und der Anschrift 

(5) unverändert 
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der oder des Vorsitzenden der Besuchskom-
mission oder der Vertretung auf die Besuchs-
kommission und ihre Aufgaben hinzuweisen. 

(6) Der Besuchskommission ist ungehinderter 
Zugang zu den Einrichtungen des Maßregel-
vollzugs zu gewähren; ihr sind die erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen und Einsicht in die 
Unterlagen zu gewähren. Personenbezogene 
Auskünfte bedürfen der Zustimmung der be-
troffenen untergebrachten Menschen. Bei den 
Besuchen ist den untergebrachten Menschen 
auch Gelegenheit zu geben, in Abwesenheit 
von Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern der Ein-
richtung des Maßregelvollzugs Wünsche und 
Beschwerden vorzutragen. Die Besuchskom-
mission ist zur Verschwiegenheit nach den 
Bestimmungen des § 96 Landesverwaltungs-
gesetz verpflichtet. 

(6) unverändert 

(7) Über ihre Tätigkeit berichtet die Besuchs-
kommission der obersten Landesgesundheits-
behörde und dem Sozialausschuss des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages einmal 
jährlich. 

(7) unverändert 

(8) Für die Tätigkeit in der Besuchskommission 
und für die nach Absatz 2 hinzugezogenen 
Personen gelten die Vorschriften für ehrenamt-
liche Tätigkeit. Für die Tätigkeit in der Be-
suchskommission ist eine Amtsdauer von min-
destens vier und höchstens sechs Jahren fest-
zulegen; Wiederbestellung ist zulässig. Die Be-
suchskommission bleibt nach Ablauf ihrer 
Amtsdauer bis zum Amtsantritt der neuen Be-
suchskommission im Amt. 

(8) unverändert 

(9) Die oberste Landesgesundheitsbehörde 
und die Einrichtungen des Maßregelvollzugs 
haben die Besuchskommission bei ihrer Tätig-
keit zu unterstützen. Die Besuchskommission 
kann für die organisatorische Erfüllung ihrer 
Aufgaben, insbesondere für Schreibarbeiten, 
Postversand und Telefongespräche, die Hilfe 
der Einrichtungen des Maßregelvollzugs in An-
spruch nehmen. Die dadurch entstehenden 
Kosten gehören zu den Kosten des Maßregel-
vollzugs. 

(9) unverändert 

§ 23 
Verfügung über Eigengeld, Bar-

beträge, Konten 

§ 23 
Verfügung über Eigengeld, Bar-

beträge, Konten 

(1) Der untergebrachte Mensch kann über ei-
genes Geld nur mit vorheriger Zustimmung der 
Einrichtung verfügen, es sei denn, dass sich 

unverändert 
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die Verfügungen nicht auf das Leben in der 
Vollzugseinrichtung auswirken.  

(2) Der untergebrachte Mensch hat Anspruch 
auf die Gewährung eines angemessenen Bar-
betrags aus seinem Eigengeld zur persönli-
chen Verfügung. Die Höhe des Barbetrags wird 
von der Einrichtung in der Hausordnung be-
stimmt. 

 

(3) Die Einrichtung richtet für jeden unterge-
brachten Menschen ein Eigengeldkonto ein. 
Auf diesem Konto werden alle Zahlungen der 
Einrichtung und die Geldbeträge geführt, die 
der untergebrachte Mensch bei der Aufnahme 
einbringt und während der Unterbringung er-
hält. Verfügungsberechtigt ist der unterge-
brachte Mensch oder seine gesetzliche Vertre-
tung. 

 

(4) Die Verfügbarkeit über Bargeld oder das Ei-
gengeldkonto kann seitens der Einrichtung be-
schränkt werden, soweit dies erforderlich ist, 
um den Zweck der Unterbringung nicht zu ge-
fährden, um erhebliche Rechtsgüter dritter 
Personen zu schützen, die Aufrechterhaltung 
der Sicherheit zu gewährleisten oder um eine 
schwerwiegende Störung der Ordnung in der 
Einrichtung abzuwenden. 

 

§ 24 
Taschengeld 

§ 24 
Taschengeld 

Der untergebrachte Mensch erhält ein Ta-
schengeld nach den Grundsätzen und Maßstä-
ben, die für den Barbetrag nach § 27b Absatz 
2 und § 90 Absatz 2 Nummer 9 des Zwölften 
Buchs Sozialgesetzbuch gelten. Die Verfüg-
barkeit über das Taschengeld kann beschränkt 
werden, soweit die Erreichung der Ziele des 
Maßregelvollzugs gefährdet werden. 

unverändert 

§ 25 
Arbeitsentgelt, Zuwendungen 

§ 25 
Arbeitsentgelt, Zuwendungen 

(1) Für die Leistung wirtschaftlich ergiebiger 
Arbeit erhält die untergebrachte Person vom 
Träger der Einrichtung ein angemessenes Ent-
gelt, das Art und Umfang der Tätigkeit ent-
spricht. 

unverändert 

(2) Für sonstige Tätigkeiten im Rahmen einer 
Arbeitstherapie, für die Teilnahme an berufli-
cher Eingliederung, am Unterricht oder an heil-
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pädagogischer Förderung können der unterge-
brachten Person Zuwendungen gewährt wer-
den. 

§ 26 
Überbrückungsgeld 

§ 26 
Überbrückungsgeld 

(1) Aus den erzielten Einnahmen nach § 25 ist 
ein Überbrückungsgeld zu bilden. Die Höhe 
des Überbrückungsgeldes bestimmt sich nach 
dem Betrag, den die untergebrachte Person 
sowie deren Unterhaltsberechtigte für die ers-
ten vier Wochen nach der Entlassung als not-
wendigen Lebensunterhalt entsprechend den 
Bestimmungen des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch benötigen.  

(1) unverändert 

(2) Aus Zeiten im Justizvollzug vorhandenes 
Überbrückungsgeld fließt in das Überbrü-
ckungsgeld gemäß Absatz 1 ein. 

(2) unverändert 

(3) Das Überbrückungsgeld ist in geeigneter 
Weise anzulegen oder von der Einrichtung in 
Höhe des für ein Sparbuch mit gesetzlicher 
Kündigungsfrist geltenden Zinssatzes zu ver-
zinsen.  

(3) unverändert 

(4) Das Überbrückungsgeld wird dem unterge-
brachten Menschen oder der gesetzlichen Ver-
tretung bei der Entlassung ausgezahlt. Es kann 
auch bei der Gewährung von Urlaub teilweise 
ausgezahlt werden oder für sonstige Ausga-
ben verwendet werden, die unmittelbar der 
Wiedereingliederung dienen. Mit Zustimmung 
des untergebrachten Menschen kann die Aus-
zahlung auch an die Bewährungshilfe oder an 
Unterhaltsberechtigte erfolgen. Bei einer Ver-
legung in den Justizvollzug wird das während 
der Dauer des Maßregelvollzugs angesparte 
Überbrückungsgeld als Überbrückungsgeld 
mitgegeben oder dem Eigengeld zugeführt, so-
fern kein Überbrückungsgeld gebildet wird. 

(4) Das Überbrückungsgeld wird dem unterge-
brachten Menschen oder der gesetzlichen Ver-
tretung bei der Entlassung ausgezahlt. Es kann 
auch bei der Gewährung von Urlaub teilweise 
ausgezahlt werden oder für sonstige Ausga-
ben verwendet werden, die unmittelbar der 
Wiedereingliederung dienen. Mit Zustimmung 
des untergebrachten Menschen kann die Aus-
zahlung auch an Dritte erfolgen. Bei einer Ver-
legung in den Justizvollzug wird das während 
der Dauer des Maßregelvollzugs angesparte 
Überbrückungsgeld als Überbrückungsgeld 
mitgegeben oder dem Eigengeld zugeführt, so-
fern kein Überbrückungsgeld gebildet wird. 

(5) Beabsichtigte Entscheidungen über die Bil-
dung und die Auszahlung des Überbrückungs-
geldes sind mit der untergebrachten Person o-
der der gesetzlichen Vertretung zu erörtern. 

(5) unverändert 

(6) Für den Pfändungsschutz des Überbrü-
ckungsgeldes gilt § 51 Absatz 4 und 5 Straf-
vollzugsgesetz (StVollzG). 

(6) unverändert 
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Abschnitt 4 
Sicherungsmaßnahmen 

Abschnitt 4 
Sicherungsmaßnahmen 

§ 27 
Erkennungsdienstliche Maß-

nahmen 

§ 27 
Erkennungsdienstliche Maß-

nahmen 

(1) Zur Sicherung des Vollzugs der Maßregel, 
der einstweiligen Unterbringung und der Siche-
rungshaft sind als erkennungsdienstliche Maß-
nahmen zulässig 

unverändert 

1. die Abnahme von Finger- und Handflä-
chenabdrücken, 

 

2. die Aufnahme von Lichtbildern,  

3. die Feststellung äußerlicher körperlicher 
Merkmale und 

 

4. Messungen.  

(2) Die gewonnenen erkennungsdienstlichen 
Unterlagen sind in den Einrichtungen des Maß-
regelvollzugs getrennt von den Krankenakten 
aufzubewahren. Entweicht der untergebrachte 
Mensch oder hält er sich sonst ohne Erlaubnis 
außerhalb der Einrichtung des Maßregelvoll-
zugs auf, können die Unterlagen der Strafvoll-
streckungsbehörde und der Polizei zum Zwe-
cke der Fahndung und der Identifizierung über-
mittelt werden. Sie können auch zu kriminalpo-
lizeilichen Sammlungen genommen werden. 
Eine Verwertung ist nur zulässig, soweit dies 
für die Fahndung oder Identifizierung oder kri-
minalpolizeiliche Zwecke erforderlich ist. 

 

(3) Nach Erledigung der Maßregel, der einst-
weiligen Unterbringung oder der Sicherungs-
haft sind die erkennungsdienstlichen Unterla-
gen aus Maßnahmen nach Absatz 1 unverzüg-
lich zu vernichten. 

 

(4) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs re-
gelt die Herstellung der erkennungsdienstli-
chen Unterlagen nach Absatz 1, deren Aufbe-
wahrung, Übermittlung und Vernichtung in der 
Einrichtung des Maßregelvollzugs nach Absatz 
2 und 3 sowie Einsichtsrechte in die erken-
nungsdienstlichen Unterlagen in der Einrich-
tung des Maßregelvollzugs durch Verfahrens-
vorschrift, die von der Aufsichtsbehörde zu ge-
nehmigen ist. 
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§ 28 
Durchsuchung 

§ 28 
Durchsuchung 

(1) Bei dem Verdacht der Gefährdung der Ziele 
des Maßregelvollzugs oder der Sicherheit in 
der Einrichtung oder zur Abwehr einer schwer-
wiegenden Störung der Ordnung der Einrich-
tung dürfen allgemein oder im Einzelfall die Sa-
chen untergebrachter Menschen einschließlich 
der am Körper getragenen Kleidung und die 
Unterbringungsräume durchsucht werden. 
§ 14 Absatz 3 bleibt unberührt. 

(1) Bei dem Verdacht der Gefährdung der Ziele 
des Maßregelvollzugs oder der Sicherheit in 
der Einrichtung oder zur Abwehr einer schwer-
wiegenden Störung der Ordnung der Einrich-
tung dürfen allgemein oder im Einzelfall die Sa-
chen untergebrachter Menschen und die Un-
terbringungsräume durchsucht werden. § 14 
Absatz 3 bleibt unberührt. 

(2) Wenn Tatsachen dafürsprechen, dass 
durch den untergebrachten Menschen eine er-
hebliche Gefahr für die Sicherheit in der Ein-
richtung des Maßregelvollzugs oder eine er-
hebliche Selbstgefährdung droht, darf die be-
treffende Person auf Anordnung der für seine 
Behandlung zuständigen Ärztin oder des für 
seine Behandlung zuständigen Arztes durch-
sucht werden, wenn diese Gefahr nicht anders 
abgewendet werden kann. Hat die Ärztin oder 
der Arzt die Behandlung zur selbstständigen 
Durchführung an eine Psychologin oder einen 
Psychologen übertragen, kann die Durchsu-
chung auch von ihr oder ihm angeordnet wer-
den. Satz 1 und 2 gilt nicht für die Durchsu-
chung nach Absatz 3. 

(2) Wenn Tatsachen dafürsprechen, dass 
durch den untergebrachten Menschen eine er-
hebliche Gefahr für die Sicherheit in der Ein-
richtung des Maßregelvollzugs oder eine er-
hebliche Selbstgefährdung droht, darf die be-
treffende Person einschließlich der am Kör-
per getragenen Kleidung auf Anordnung der 
für seine Behandlung zuständigen Ärztin oder 
des für seine Behandlung zuständigen Arztes 
durchsucht werden, wenn diese Gefahr nicht 
anders abgewendet werden kann. Hat die Ärz-
tin oder der Arzt die Behandlung zur selbst-
ständigen Durchführung an eine Psychologin 
oder einen Psychologen übertragen, kann die 
Durchsuchung auch von ihr oder ihm angeord-
net werden. Satz 1 und 2 gilt nicht für die 
Durchsuchung nach Absatz 3. 

(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 
2 ist eine mit einer ganzen oder teilweisen Ent-
kleidung verbundene körperliche Durchsu-
chung zulässig. Sie muss in einem geschlos-
senen Raum durchgeführt werden; andere un-
tergebrachte Menschen dürfen nicht anwe-
send sein. Frauen und Mädchen sollen nur 
durch weibliches Personal, Männer und Jun-
gen nur durch männliches Personal durch-
sucht werden. Das Schamgefühl ist zu scho-
nen. Über die Durchsuchung nach Satz 1 bis 4 
ist ein von der Ärztin oder dem Arzt zu unter-
zeichnendes Protokoll zu fertigen, das dem un-
tergebrachten Menschen zur Kenntnis zu ge-
ben und zu den Krankenakten zu nehmen ist. 

(3) unverändert 

(4) Die Leiterin oder der Leiter der Einrichtung 
kann allgemein anordnen, dass unterge-
brachte Menschen bei der Aufnahme und nach 
einer Abwesenheit von der Station oder aus 
der Einrichtung durchsucht oder abgesondert 
werden, soweit sie nicht unter ständiger Über-
wachung durch Beschäftigte der Einrichtung 
standen. 

(4) Die Leiterin oder der Leiter der Einrichtung 
kann allgemein anordnen, dass unterge-
brachte Menschen bei der Aufnahme und nach 
einer Abwesenheit von der Station oder aus 
der Einrichtung durchsucht oder abgesondert 
werden, es sei denn im Einzelfall ist davon 
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auszugehen, dass die untergebrachte Per-
son nicht unerlaubt Gegenstände oder Dro-
gen in die Einrichtung transportiert. 

(5) Für Durchsuchungen der untergebrachten 
Menschen nach § 1 Absatz 2 gelten die Ab-
sätze 1, 2 und 4 entsprechend; § 119 StPO 
bleibt unberührt. 

(entfällt) 

§ 29 
Sicherungs- und Zwangsmaß-

nahmen 

§ 29 
Sicherungs- und Zwangsmaß-

nahmen 

(1) Auf Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen 
gegenüber dem untergebrachten Menschen 
soll grundsätzlich verzichtet werden. In den 
Einrichtungen sind Methoden und Instrumenta-
rien zu entwickeln, um Krisensituationen ohne 
Zwang zu bewältigen. Es ist sicherzustellen, 
dass bei der Anwendung von Sicherungs- und 
Zwangsmaßnahmen das nach dem aktuellen 
medizinischen Stand am wenigsten eingrei-
fende geeignete Mittel zur Verfügung steht. 

(1) Auf Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen 
gegenüber dem untergebrachten Menschen 
soll grundsätzlich verzichtet werden. In den 
Einrichtungen sind Methoden und Instrumenta-
rien zu entwickeln, zu evaluieren und anzu-
wenden, um Krisensituationen ohne Zwang zu 
bewältigen. Es ist sicherzustellen, dass bei der 
Anwendung von Sicherungs- und Zwangs-
maßnahmen das nach dem aktuellen medizini-
schen Stand am wenigsten eingreifende geeig-
nete Mittel zur Verfügung steht. Dazu haben 
die Einrichtungen der Fachaufsicht ein auf 
die konkreten Gegebenheiten vor Ort abzu-
stellendes Konzept zur Vermeidung von Si-
cherungs- und Zwangsmaßnahmen vorzu-
legen und mit ihr abzustimmen. 

(2) Wenn es zur Sicherung des Zwecks der Un-
terbringung, zur Aufrechterhaltung der Sicher-
heit oder zur Abwendung einer schwerwiegen-
den Störung der Ordnung der Einrichtung un-
erlässlich ist, dürfen Sicherungs- und Zwangs-
maßnahmen angeordnet werden. In Betracht 
kommen insbesondere 

(2) Wenn es zur Sicherung des Zwecks der Un-
terbringung, zur Aufrechterhaltung der Sicher-
heit oder zur Abwendung einer schwerwiegen-
den Störung der Ordnung der Einrichtung un-
erlässlich ist, dürfen Sicherungs- und Zwangs-
maßnahmen angeordnet werden. In Betracht 
kommen insbesondere 

1. der Entzug oder das Vorenthalten von Ge-
genständen, 

1.  unverändert 

2. die Beobachtung des untergebrachten 
Menschen, 

2.  unverändert 

3. die Absonderung von anderen unterge-
brachten Menschen oder 

3.  unverändert 

4. das Festhalten des untergebrachten Men-
schen. 

4.  unverändert 

Eine Maßnahme hat zu unterbleiben, wenn die 
Gefahr unter Beachtung des aktuellen medizi-
nischen Stands auch anders abgewendet wer-
den kann oder ein durch die Maßnahme zu er-
wartender Schaden erkennbar außer Verhält-
nis zu dem angestrebten Erfolg steht. 

Eine Maßnahme hat zu unterbleiben, wenn die 
Gefahr unter Beachtung des aktuellen wissen-
schaftlichen Stands auch anders abgewendet 
werden kann oder ein durch die Maßnahme zu 
erwartender Schaden erkennbar außer Ver-
hältnis zu dem angestrebten Erfolg steht. 
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(3) Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen sind 
vor ihrer Anwendung dem untergebrachten 
Menschen anzukündigen und zu begründen. 
Die Ankündigung darf nur dann unterbleiben, 
wenn die Umstände sie nicht zulassen. 

(3) unverändert 

(4) Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen dür-
fen nur von einer Ärztin oder einem Arzt mit Er-
fahrung auf dem Gebiet der Psychiatrie auf-
grund eigener Untersuchung angeordnet wer-
den. Sie sind zu befristen und unverzüglich 
aufzuheben, sobald die Voraussetzungen für 
ihre Anordnung entfallen. Die weitere Notwen-
digkeit der Maßnahme ist regelmäßig in ange-
messenen Zeitabständen durch eine Ärztin o-
der einen Arzt zu überprüfen. 

(4) unverändert 

(5) Bei Gefahr im Verzug dürfen die Siche-
rungs- und Zwangsmaßnahmen auch von ei-
ner therapeutischen Mitarbeiterin oder einem 
therapeutischen Mitarbeiter vorläufig durchge-
führt werden; die Anordnung einer Ärztin oder 
eines Arztes ist unverzüglich herbeizuführen. 

(5) unverändert 

§ 30 
Besondere Sicherungsmaßnah-

men 

§ 30 
Besondere Sicherungsmaßnah-

men 

(1) Bei einem untergebrachten Menschen dür-
fen zeitweise besondere Sicherungsmaßnah-
men angeordnet werden, wenn und solange 
die Gefahr besteht, dass der untergebrachte 
Mensch gegen Personen gewalttätig wird oder 
sich selbst tötet oder erheblich verletzt. Für be-
sondere Sicherungsmaßnahmen gilt § 29 nach 
Maßgabe dieses Paragraphen. 

(1) unverändert 

(2) Eine besondere Sicherungsmaßnahme 
darf nur angeordnet werden, wenn und soweit 
mildere Mittel nicht in Betracht kommen, insbe-
sondere, weil Maßnahmen nach § 29 erfolglos 
geblieben sind und ein durch die Maßnahme 
zu erwartender Schaden nicht erkennbar au-
ßer Verhältnis zu dem angestrebten Erfolg 
steht.  

(2) Eine besondere Sicherungsmaßnahme 
darf nur angeordnet werden, wenn und soweit 
mildere Mittel nicht in Betracht kommen, insbe-
sondere, weil Maßnahmen nach § 29 in der 
konkreten Situation aussichtlos erscheinen 
oder bereits erfolglos geblieben sind und ein 
durch die Maßnahme zu erwartender Schaden 
nicht erkennbar außer Verhältnis zu dem ange-
strebten Erfolg steht. 

(3) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind: (3) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind: 

1. die Unterbringung in einem besonderen 
Raum ohne gefährdende Gegenstände 
(Isolierung), 

1. die Unterbringung in einem besonderen 
Raum ohne gefährdende Gegenstände 
(Kriseninterventionsraum) oder 

2. die sedierende Medikation und 2. die sedierende Medikation oder 
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3. die Fixierung durch mechanische Hilfsmit-

tel einschließlich der medizinisch erforder-
lichen Medikation (Fixierungsmaßnahme). 

3. die Fixierung durch mechanische Hilfsmit-
tel einschließlich der medizinisch erforder-
lichen Medikation (Fixierungsmaßnahme). 
Nicht umfasst ist die Fixierung an weni-
ger als zwei Gliedern (sogenannte 1-
Punkt-Fixierung) zur Sicherstellung ei-
ner laufenden somatischen Behand-
lung. 

(4) Der von einer besonderen Sicherungsmaß-
nahme betroffene Mensch ist in besonderem 
Maße zu überwachen und betreuen. Nach Be-
endigung der Maßnahme ist ihm die Möglich-
keit einer Nachbesprechung im Hinblick auf 
eine therapeutische Aufarbeitung einzuräu-
men. 

(4)  unverändert 

(5) Eine nicht nur kurzfristige oder sich regel-
mäßig wiederholende Fixierungsmaßnahme 
bedarf einer Anordnung des Gerichts auf 
schriftlichen Antrag der Einrichtung.  

(5) Eine nicht nur kurzfristige oder sich regel-
mäßig wiederholende Fixierungsmaßnahme 
bedarf einer Anordnung des Gerichts auf 
schriftlichen Antrag der Einrichtung. Dem An-
trag ist eine ärztliche Stellungnahme hinzu-
zufügen. 

(6) Bei Gefahr im Verzug darf eine Fixierungs-
maßnahme von einer Ärztin oder einem Arzt 
aufgrund eigener Untersuchung angeordnet 
werden. Ein Antrag auf richterliche Genehmi-
gung ist unverzüglich nach Beginn der Maß-
nahme zu stellen. Die Beendigung der Maß-
nahme ist dem Gericht mitzuteilen. Der unter-
gebrachte Mensch ist nach Beendigung einer 
Fixierungsmaßnahme, die nicht richterlich an-
geordnet oder genehmigt wurde, auf die Mög-
lichkeit eines Antrags auf gerichtliche Überprü-
fung der durchgeführten Maßnahme hinzuwei-
sen.  

(6) Bei Gefahr im Verzug darf eine Fixierungs-
maßnahme von einer Ärztin oder einem Arzt 
aufgrund eigener Untersuchung angeordnet 
werden. Ein Antrag auf richterliche Entschei-
dung ist unverzüglich nach Beginn der Maß-
nahme zu stellen. Die Beendigung der Maß-
nahme ist dem Gericht mitzuteilen. Der unter-
gebrachte Mensch ist nach Beendigung einer 
Fixierungsmaßnahme, die nicht richterlich an-
geordnet oder genehmigt wurde, auf die Mög-
lichkeit eines Antrags auf gerichtliche Überprü-
fung der durchgeführten Maßnahme hinzuwei-
sen.  

(7) Bei Fixierungsmaßnahmen ist zu jedem 
Zeitpunkt eine Betreuung durch unmittelbaren 
Sicht- und Sprechkontakt durch geschultes 
Einrichtungspersonal sowie eine kontinuierli-
che Kontrolle der Vitalfunktionen sicherzustel-
len. Auf eine unmittelbare räumliche Anwesen-
heit kann auf Wunsch des betroffenen Men-
schen oder in medizinisch begründeten Aus-
nahmefällen verzichtet werden; ein ständiger 
Sicht- und Sprechkontakt außerhalb des Fixie-
rungsraumes zum fixierten Menschen ist auf-
recht zu erhalten. Fixierungs- und Isolierungs-
maßnahmen sollen in gesonderten Räumen so 
durchgeführt werden, dass die Privatsphäre 
des betroffenen Menschen soweit wie möglich 
gewahrt wird.  

(7) Bei Fixierungsmaßnahmen ist kontinuier-
lich eine Betreuung durch unmittelbaren Sicht- 
und Sprechkontakt durch hinreichend ge-
schultes Einrichtungspersonal sicherzustel-
len. Auf eine unmittelbare räumliche Anwesen-
heit kann auf Wunsch des betroffenen Men-
schen oder in medizinisch begründeten Aus-
nahmefällen verzichtet werden; ein ständiger 
Sicht- und Sprechkontakt außerhalb des Fixie-
rungsraumes zum fixierten Menschen ist auf-
recht zu erhalten. Fixierungs- und Isolierungs-
maßnahmen müssen in gesonderten Räumen 
so durchgeführt werden, dass die Privatsphäre 
des betroffenen Menschen soweit wie möglich 
gewahrt wird.  
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(8) Die Anordnung und Durchführung beson-
derer Sicherungsmaßnahmen sind zu doku-
mentieren; es ist mindestens aufzuzeichnen: 

(8) Die Anordnung und Durchführung beson-
derer Sicherungsmaßnahmen sind zu doku-
mentieren; es ist mindestens aufzuzeichnen: 

1. die Ankündigung und Begründung gegen-
über dem untergebrachten Menschen oder 
ihr Unterbleiben, 

1. die Ankündigung und Begründung gegen-
über dem untergebrachten Menschen oder 
ihr Unterbleiben, 

2. die Gründe für die Anordnung einschließ-
lich der vergeblich ergriffenen milderen Mit-
tel, 

2. die Gründe für die Anordnung einschließ-
lich der vergeblich ergriffenen milderen Mit-
tel, 

3. die gerichtliche Anordnungsentscheidung, 
sofern erforderlich, 

3. die gerichtliche Anordnungsentscheidung, 
sofern erforderlich, 

4. die Art und der Beginn der Maßnahme, 4. die Art und der Beginn der Maßnahme, 

5. die Art der Betreuung, 5. die Art der Betreuung, 

6. eine etwaige Verlängerung oder das Ende 
der Maßnahme, 

6. eine etwaige Verlängerung oder das Ende 
der Maßnahme, 

7. die Nachbesprechung und 7. die Nachbesprechung und 

8. der Hinweis auf die Möglichkeit einer ge-
richtlichen Überprüfung der Maßnahme. 

8. der Hinweis auf die Möglichkeit einer ge-
richtlichen Überprüfung der Maßnahme. 

Die Aufzeichnung ist zu den Krankenakten zu 
nehmen und von einer Ärztin oder einem Arzt 
zu verantworten. 

Die Aufzeichnung ist zu den Krankenakten zu 
nehmen und von einer Ärztin oder einem Arzt 
zu verantworten. Die Aufzeichnung ist ano-
nymisiert zu einer jährlichen Dokumenta-
tion zusammenzufassen und an das zu-
ständige Ministerium zu übermitteln. Das 
zuständige Ministerium berichtet einmal in 
der Legislaturperiode schriftlich an den So-
zialausschuss des Landtages. 

 (9) Von der Anordnung einer besonderen 
Sicherungsmaßnahme ist die gesetzliche 
Vertretung des untergebrachten Menschen 
unverzüglich zu benachrichtigen. 

§ 31 
Unmittelbarer Zwang 

§ 31 
Unmittelbarer Zwang 

(1) Anordnungen nach diesem Gesetz dürfen 
von Vollzugskräften nach § 252 des Landes-
verwaltungsgesetzes im Wege des unmittelba-
ren Zwangs nach § 251 Absatz 1 Nummer 1 
und 2 des Landesverwaltungsgesetzes gegen-
über untergebrachten Menschen durchgesetzt 
werden. Die Anwendung des unmittelbaren 
Zwangs ist mündlich anzudrohen. Die Andro-
hung darf nur dann unterbleiben, wenn die Um-
stände sie nicht zulassen. 

unverändert 
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(2) Das Recht zur Anwendung unmittelbaren 
Zwangs aufgrund anderer Vorschriften bleibt 
unberührt. 

 

Abschnitt 5 
Vollzugslockerungen, offener 

Vollzug, Bewährung 

Abschnitt 5 
Vollzugslockerungen, offener 

Vollzug, Bewährung 

§ 32 
Vollzugslockerungen, offener 

Vollzug 

§ 32 
Vollzugslockerungen, offener 

Vollzug 

(1) Im Vollzug der Maßregeln richtet sich das 
Maß des Freiheitsentzugs nach dem Erfolg der 
Behandlung. Gefährdungen der Allgemeinheit, 
die von dem untergebrachten Menschen aus-
gehen können, sind zu berücksichtigen. Der 
Vollzug der Maßregel ist dann zu lockern, 
wenn zu erwarten ist, dass 

(1) unverändert 

1. dadurch die Ziele des Maßregelvollzugs 
nicht gefährdet werden und 

 

2. der untergebrachte Mensch die ihm einge-
räumten Möglichkeiten nicht missbrau-
chen, insbesondere die Allgemeinheit nicht 
gefährden oder sich der weiteren Vollstre-
ckung der Maßregel nicht entziehen wird. 

 

(2) Als Vollzugslockerung kann insbesondere 
zugelassen werden, dass untergebrachte 
Menschen 

(2) Der untergebrachte Mensch ist bei Lo-
ckerungen des Vollzugs der Maßregel be-
rechtigt, 

1. regelmäßig einer Beschäftigung außerhalb 
des geschlossenen Vollzugs 

1. regelmäßig einer Beschäftigung außerhalb 
des geschlossenen Vollzugs 

a) unter Aufsicht einer Mitarbeiterin oder 
eines Mitarbeiters der Einrichtung des 
Maßregelvollzugs (Außenbeschäfti-
gung) oder 

a) unter Aufsicht einer Mitarbeiterin oder 
eines Mitarbeiters der Einrichtung des 
Maßregelvollzugs (Außenbeschäfti-
gung) oder 

b) ohne Aufsicht (Freigang) b) ohne Aufsicht (Freigang) 

nachgehen, nachzugehen, 

2. zu bestimmten Zeiten den geschlossenen 
Vollzug 

2. zu bestimmten Zeiten den geschlossenen 
Vollzug 

a) unter Aufsicht einer Mitarbeiterin oder 
eines Mitarbeiters der Einrichtung des 
Maßregelvollzugs (Ausführung) oder 

a) unter Aufsicht einer Mitarbeiterin oder 
eines Mitarbeiters der Einrichtung des 
Maßregelvollzugs (Ausführung) oder 

b) ohne Aufsicht (Ausgang) oder in Be-
gleitung einer anderen geeigneten Per-
son (Begleitausgang) 

b) ohne Aufsicht (Ausgang) oder in Be-
gleitung einer anderen geeigneten Per-
son (Begleitausgang) 

verlassen, zu verlassen, 
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3. über Nacht der Einrichtung fernbleiben, 

ohne außerhalb zu wohnen, 
3. über Nacht der Einrichtung fernzubleiben, 

ohne außerhalb zu wohnen, 

4. zur Vorbereitung auf ihre Entlassung in 
eine Einrichtung oder sonstige Obhut au-
ßerhalb der Einrichtung des Maßregelvoll-
zugs verlegt werden (Probewohnen) oder 

4. zur Vorbereitung auf ihre Entlassung in 
eine Einrichtung oder sonstige Obhut au-
ßerhalb der Einrichtung des Maßregelvoll-
zugs verlegt zu werden (Probewohnen) o-
der 

5. in den offenen Vollzug einer Einrichtung 
des Maßregelvollzugs verlegt werden. 

5. in den offenen Vollzug einer Einrichtung 
des Maßregelvollzugs verlegt zu werden. 

(3) Vollzugslockerungen der nach § 1 Absatz 2 
untergebrachten Menschen sind nur nach 
Maßgabe des Absatzes 1 und Absatz 2 Num-
mer 2 Buchstabe a zulässig; § 119 StPO bleibt 
unberührt. 

(3) unverändert 

(4) Ausführung und Ausgang können aus wich-
tigen Gründen, insbesondere zur Erledigung 
persönlicher, familiärer, rechtlicher oder ge-
schäftlicher Angelegenheiten des unterge-
brachten Menschen, auch dann zugelassen 
werden, wenn die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 Nummer 1 nicht erfüllt sind. Satz 1 gilt 
für die Ausführung entsprechend für die nach § 
1 Absatz 2 untergebrachten Menschen. 

(4) unverändert 

(5) In einem Zeitraum von sechs Monaten vor 
einer vom Gericht in Aussicht gestellten Entlas-
sung sind dem untergebrachten Menschen die 
zur Vorbereitung der Eingliederung erforderli-
chen Vollzugslockerungen nach Absatz 2 zu 
gewähren, sofern nicht aufgrund konkreter Tat-
sachen mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwar-
ten ist, dass der untergebrachte Mensch sich 
dem Vollzug der Maßregel entziehen oder die 
Vollzugslockerungen zu Straftaten missbrau-
chen wird. 

(5) unverändert 

§ 33 
Weisungen, Widerruf von Voll-
zugslockerungen und des offe-

nen Vollzugs 

§ 33 
Weisungen, Widerruf von Voll-
zugslockerungen und des offe-

nen Vollzugs 

(1) Vollzugslockerungen und Verlegungen in 
den offenen Vollzug können mit Weisungen 
verbunden werden, soweit es zur Förderung 
der Ziele des Maßregelvollzugs erforderlich ist. 
Untergebrachten Menschen kann insbeson-
dere die Weisung erteilt werden, 

unverändert 

1. die seelische Störung, die zur Anordnung 
der Maßregel geführt hat, behandeln zu 
lassen, 

 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode Drucksache 19/2598 

 - 35 - 

Gesetzentwurf der Landesregierung: Ausschussvorschlag: 
2. sich von einer bestimmten Stelle oder Per-

son beaufsichtigen zu lassen, 
 

3. Anordnungen über den Aufenthalt oder ein 
bestimmtes Verhalten außerhalb der Ein-
richtung des Maßregelvollzugs zu befolgen 
und 

 

4. in bestimmten Abständen in die Einrichtung 
des Maßregelvollzugs zurückzukehren. 

 

(2) Vollzugslockerungen und Verlegungen in 
den offenen Vollzug können widerrufen wer-
den, wenn 

 

1. Umstände eintreten oder bekannt werden, 
die eine Versagung gerechtfertigt hätten, o-
der 

 

2. untergebrachte Menschen die Vollzugslo-
ckerungen nach § 32 Absatz 2 und 3 miss-
brauchen oder Weisungen nicht nachkom-
men. 

 

§ 34 
Beteiligung der Strafvollstre-

ckungsbehörde 

§ 34 
Beteiligung der Strafvollstre-

ckungsbehörde 

(1) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs be-
nachrichtigt die Strafvollstreckungsbehörde 
rechtzeitig vor dem beabsichtigten Beginn über 

(1) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs be-
nachrichtigt die Strafvollstreckungsbehörde 
rechtzeitig vor dem beabsichtigten Beginn über 

1. eine Außenbeschäftigung, 1.  unverändert 

2. Freigang, 2.  unverändert 

3. Ausgang, 3.  unverändert 

4. die Verlegung in den offenen Vollzug, 4.  unverändert 

5. Urlaub bis zu drei Tagen, 5. Fernbleiben aus der Einrichtung über 
Nacht bis zu drei Tagen, ohne außerhalb 
zu wohnen, 

6. Probewohnen 6.  unverändert 

und damit verbundene Weisungen. Urlaub von 
mehr als drei Tagen ist nach Anhörung und un-
ter Benachrichtigung der Strafvollstreckungs-
behörde zulässig. 

und damit verbundene Weisungen. Urlaub von 
mehr als drei Tagen ist nach Anhörung und un-
ter Benachrichtigung der Strafvollstreckungs-
behörde zulässig. 

(2) Die Strafvollstreckungsbehörde kann inner-
halb von vier Wochen nach dem Zugang der 
Benachrichtigung gegen eine Maßnahme nach 
Absatz 1 Satz 1 Bedenken erheben und hin-
sichtlich der Art der Maßnahme oder einer Wei-
sung Änderungen vorschlagen. Die Strafvoll-
streckungsbehörde hat Bedenken und Ände-

(2) unverändert 
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rungsvorschläge zu begründen. Der unterge-
brachte Mensch ist von der Einrichtung über 
die Bedenken und Änderungsvorschläge der 
Strafvollstreckungsbehörde zu informieren und 
darauf hinzuweisen, dass die den Bedenken 
der Strafvollstreckungsbehörde Rechnung tra-
genden Maßnahmen gerichtlich überprüft wer-
den können. 

(3) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs ist an 
Bedenken und Vorschläge der Vollstreckungs-
behörde nicht gebunden. Die Gründe der 
Nichtberücksichtigung sind der Vollstreckungs-
behörde mitzuteilen und zur Krankenakte zu 
nehmen. 

(3) unverändert 

(4) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs un-
terrichtet die Strafvollstreckungsbehörde über 
den Widerruf einer Maßnahme nach Absatz 1. 

(4) unverändert 

(5) Hält sich ein untergebrachter Mensch ohne 
Erlaubnis außerhalb der forensischen Klinik 
der Einrichtung des Maßregelvollzugs auf (Ent-
weichung), hat die Einrichtung des Maßregel-
vollzugs dies unverzüglich der zuständigen 
Strafvollstreckungs-, Polizei- und Aufsichtsbe-
hörde nach Maßgabe des § 39 Absatz 2 Satz 
1 Nummer 6 mitzuteilen. 

(5) unverändert 

§ 35 
Anregung einer Aussetzung zur 

Bewährung oder zur Erledi-
gung der Maßregel 

§ 35 
Anregung einer Aussetzung zur 

Bewährung oder zur Erledi-
gung der Maßregel 

Die Einrichtung des Maßregelvollzugs unter-
richtet die Strafvollstreckungsbehörde und die 
Aufsichtsbehörde, sobald es nach ihrer Beur-
teilung geboten ist, die Vollstreckung im Maß-
regelvollzug zur Bewährung auszusetzen oder 
die Maßregel zu erledigen. Entsprechendes 
gilt für die Aussetzung der einstweiligen Unter-
bringung nach § 126a StPO oder nach §§ 453c 
und 463 Absatz 1 StPO. 

unverändert 

Abschnitt 6 
Gerichtlicher Rechtsschutz 

Abschnitt 6 
Gerichtlicher Rechtsschutz 

§ 36 
Gerichtliches Verfahren und 

Rechtsbehelfe 

§ 36 
Gerichtliches Verfahren und 

Rechtsbehelfe 

Für das gerichtliche Verfahren gilt § 138 Ab-
satz 3 und 4 StVollzG. 

unverändert 
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Dritter Teil 
Datenschutz 

Dritter Teil 
Datenschutz 

§ 37 
Datenverarbeitung 

§ 37 
Datenverarbeitung 

(1) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs und 
die Aufsichtsbehörde (verantwortliche Stellen) 
dürfen personenbezogene Daten verarbeiten, 
soweit dies zur Erfüllung der gesetzlichen Auf-
gaben des Maßregelvollzugs erforderlich ist. 
Die Aufsichtsbehörde darf personenbezogene 
Daten über die untergebrachten Menschen so-
wie die im Maßregelvollzug beschäftigten Men-
schen auch verarbeiten, soweit dies zur Erfül-
lung der Aufsicht gemäß § 5 Absatz 4, nach 
§§ 34 und 35 sowie zur Rechnungsprüfung er-
forderlich ist. 

unverändert 

(2) Die Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten durch die verant-
wortlichen Stellen ist nur zulässig, soweit dies 
zur Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 1 un-
bedingt erforderlich ist. 

 

(3) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs darf  

1. personenbezogene Daten über Verwandte, 
über Personen aus dem beruflichen und 
sozialen Umfeld des untergebrachten Men-
schen sowie über Geschädigte und 

 

2. Namen und Anschriften von Besucherin-
nen und Besuchern, einschließlich der Be-
suchszeit und eventueller Erkenntnisse 
über Verwandtschafts- oder Beziehungs-
verhältnisse zum untergebrachten Men-
schen in Listenform 

 

verarbeiten, soweit dies im Zusammenhang 
mit dem Vollzug der Unterbringung, zur Ab-
wehr von Gefahren für die Sicherheit oder zur 
Abwendung schwerwiegender Störungen der 
Ordnung in der Einrichtung oder zur Verhinde-
rung weiterer rechtswidriger Taten erforderlich 
ist und keine entgegenstehenden schutzwürdi-
gen Interessen dieser Dritten überwiegen. 

 

§ 38 
Datenerhebung bei unterge-

brachten Menschen und Dritten 

§ 38 
Datenerhebung bei unterge-

brachten Menschen und Dritten 

Personenbezogene Daten über die unterge-
brachte Person sollen grundsätzlich bei ihr er-
hoben werden. Sie dürfen bei Dritten erhoben 

unverändert 
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werden, soweit die Daten zur Beurteilung des 
Gesundheitszustands der untergebrachten 
Person oder zu ihrer Eingliederung erforderlich 
sind und soweit eine Erhebung bei der unter-
gebrachten Person nicht möglich ist. 

§ 39 
Datenübermittlung 

§ 39 
Datenübermittlung 

(1) Ärztinnen und Ärzte, sonstige behandelnde 
oder betreuende Personen, Gerichte, Staats-
anwaltschaften und Behörden sind befugt, der 
Einrichtung des Maßregelvollzugs Strafurteile, 
staatsanwaltschaftliche Ermittlungssachver-
halte, psychiatrische und psychologische Gut-
achten aus gerichtlichen oder staatsanwaltli-
chen Verfahren, den Lebenslauf und Angaben 
über die bisherige Entwicklung sowie Angaben 
über Krankheiten, Körperschäden und Verhal-
tensauffälligkeiten des untergebrachten Men-
schen durch Übermittlung offen zu legen, es 
sei denn, dass Rechtsvorschriften außerhalb 
der allgemeinen Regelungen über die Berufs- 
und Amtsverschwiegenheit dies untersagen. 
Für besondere Kategorien personenbezoge-
ner Daten gilt dies nur, soweit dies zur recht-
mäßigen Erfüllung der Zwecke, zu denen sie 
übermittelt wurden, unbedingt erforderlich ist. 

(1) Ärztinnen und Ärzte, sonstige behandelnde 
oder betreuende Personen, Gerichte, Staats-
anwaltschaften und Behörden sind befugt, der 
Einrichtung des Maßregelvollzugs Strafurteile, 
staatsanwaltschaftliche Ermittlungssachver-
halte, psychiatrische und psychologische Gut-
achten aus gerichtlichen oder staatsanwaltli-
chen Verfahren, den Lebenslauf und Angaben 
über die bisherige Entwicklung sowie Angaben 
über Krankheiten, Körperschäden und Verhal-
tensauffälligkeiten des untergebrachten Men-
schen durch Übermittlung offen zu legen, es 
sei denn, dass Rechtsvorschriften außerhalb 
der allgemeinen Regelungen über die Berufs- 
und Amtsverschwiegenheit dies untersagen. 
Für besondere Kategorien personenbezoge-
ner Daten gilt dies nur, soweit dies zur recht-
mäßigen Erfüllung der Zwecke, zu denen sie 
übermittelt werden sollen, unbedingt erforder-
lich ist. 

(2) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs darf 
personenbezogene Daten an Dritte übermit-
teln, soweit dies erforderlich ist, 

(2) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs darf 
personenbezogene Daten an Dritte übermit-
teln, soweit dies erforderlich ist, 

1. zur Unterrichtung der Strafvollstreckungs-
behörde, des Gerichtes, der Führungsauf-
sichtsstelle oder der Bewährungshilfe, 

1. zur Unterrichtung der Strafvollstreckungs-
behörde, des Gerichtes, der Führungsauf-
sichtsstelle, der Bewährungshilfe, der 
rechtlichen Betreuerin oder des rechtli-
chen Betreuers oder der gesetzlichen 
Vertreterinnen oder Vertreter, 

2. zur Unterrichtung der Aufsichtsbehörde, 2.  unverändert 

3. für die Einleitung oder Durchführung eines 
Verfahrens über eine rechtliche Betreuung 
des untergebrachten Menschen, 

3.  unverändert 

4. zur Weiterbehandlung des untergebrach-
ten Menschen durch eine Einrichtung, in 
die der untergebrachte Mensch im Rahmen 
des Maßregelvollzugs verlegt werden soll 
oder verlegt worden ist, 

4.  unverändert 

5. zur Abwehr erheblicher Nachteile für den 
untergebrachten Menschen, 

5.  unverändert 
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6. für Maßnahmen im Falle der Entweichung 

eines untergebrachten Menschen, 
6.  unverändert 

7. für die Erstellung eines externen Gutach-
tens nach § 8, 

7.  unverändert 

8. für die Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten, durch welche die Si-
cherheit und Ordnung der Einrichtung des 
Maßregelvollzugs gefährdet werden, 

8.  unverändert 

9. zur Geltendmachung von Ansprüchen der 
Einrichtung des Maßregelvollzugs oder zur 
Abwehr von Ansprüchen, welche gegen die 
Einrichtung des Maßregelvollzugs oder 
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ge-
richtet sind, 

9.  unverändert 

10. zur Abwehr von Gefahren für Leben, Ge-
sundheit, persönliche Freiheit oder ver-
gleichbare Rechtsgüter, 

10.  unverändert 

11. zur Auswertung der Tätigkeit der Einrich-
tung und der Tätigkeit der Beschäftigten 
der Einrichtung zu organisatorischen oder 
statistischen Zwecken, 

11.  unverändert 

12. zur Vorbereitung und Sicherstellung einer 
sachgerechten Nachsorge nach der Ent-
lassung. 

12.  unverändert 

Besondere Kategorien personenbezogener 
Daten dürfen nur übermittelt werden, soweit 
dies zur Erfüllung der Aufgaben nach Satz 1 
unbedingt erforderlich ist. 

Besondere Kategorien personenbezogener 
Daten dürfen nur übermittelt werden, soweit 
dies zur Erfüllung der Aufgaben nach Satz 1 
unbedingt erforderlich ist. 

 (3) Werden besondere Kategorien perso-
nenbezogener Daten verarbeitet, sind ge-
eignete Garantien für die Rechtsgüter der 
betroffenen Personen vorzusehen. Geeig-
nete Garantien können insbesondere sein 

 1. spezifische Anforderungen an die Da-
tensicherheit oder die Datenschutzkon-
trolle, 

 2. die Festlegung von besonderen Aus-
sonderungsprüffristen, 

 3. die Sensibilisierung der an Verarbei-
tungsvorgängen Beteiligten, 

 4. die Beschränkung des Zugangs zu den 
personenbezogenen Daten innerhalb 
der verantwortlichen Stelle, 

 5. die von anderen Daten getrennte Verar-
beitung, 
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 6. die Pseudonymisierung personenbezo-

gener Daten, 

 7. die Verschlüsselung personenbezoge-
ner Daten oder 

 8. spezifische Verfahrensregelungen, die 
im Fall einer Übermittlung oder Verar-
beitung für andere Zwecke die Rechtmä-
ßigkeit der Verarbeitung sicherstellen. 

 Eine Verarbeitung genetischer und biomet-
rischer Daten ist nur zulässig, wenn sie in 
einer Rechtsvorschrift vorgesehen ist. 

(3) Die Übermittlung personenbezogener Da-
ten ist auch zulässig, soweit sie für die Bear-
beitung von Eingaben, parlamentarischen An-
fragen oder Aktenvorlageersuchen erforderlich 
ist und überwiegende schutzwürdige Interes-
sen der betroffenen Person nicht entgegenste-
hen. 

(4) Die Übermittlung personenbezogener Da-
ten ist auch zulässig, soweit sie für die Bear-
beitung von Eingaben, parlamentarischen An-
fragen, Aktenvorlageersuchen oder die Ar-
beit der Besuchskommission erforderlich ist 
und überwiegende schutzwürdige Interessen 
der betroffenen Person nicht entgegenstehen. 

(4) Die Empfängerin oder der Empfänger darf 
die übermittelten personenbezogenen Daten 
nur für die Zwecke verarbeiten, zu denen sie 
übermittelt wurden. Eine Weiterübermittlung 
an andere darf nur erfolgen, wenn die perso-
nenbezogenen Daten auch unmittelbar von der 
Einrichtung des Maßregelvollzugs durch Über-
mittlung offengelegt werden dürfen.  

(5)  unverändert 

(5) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der 
Übermittlung trägt die übermittelnde Einrich-
tung des Maßregelvollzugs. Fordert die Auf-
sichtsbehörde zur Erfüllung ihrer Aufgaben von 
der Einrichtung des Maßregelvollzugs Daten 
zur Übermittlung an, trägt sie die Verantwor-
tung für die Zulässigkeit der Datenübermitt-
lung. 

(6)  unverändert 

§ 40 
Datenübermittlung für wissen-

schaftliche Zwecke 

§ 40 
Datenübermittlung für wissen-

schaftliche Zwecke 

Für die Übermittlung von Daten zu wissen-
schaftlichen Zwecken gilt § 476 StPO entspre-
chend mit der Maßgabe, dass auch elektro-
nisch gespeicherte personenbezogene Daten 
übermittelt werden können. Die Übermittlung 
kann auch auf elektronischem Wege erfolgen. 

unverändert 
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§ 41 
Datenverarbeitung durch Vide-

otechnik 

§ 41 
Einsatz optisch-elektronischer 

Einrichtungen 

(1) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs kann 
das Klinikgelände sowie das Innere der Ge-
bäude mittels optisch-elektronischer Einrich-
tungen (Videotechnik) beobachten, soweit dies 
zum Zweck der Aufrechterhaltung der Sicher-
heit oder der Abwehr einer schwerwiegenden 
Störung der Ordnung der Einrichtungen erfor-
derlich ist. Auf den Umstand der Beobachtung 
durch Videotechnik ist durch geeignete Maß-
nahmen hinzuweisen. 

(1) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs darf 
Räume und Freiflächen mittels optisch-
elektronischer Einrichtungen nur beobach-
ten, soweit eine gesetzliche Bestimmung 
dies ausdrücklich für die Aufrechterhaltung 
der Sicherheit gestattet. 

(2) Die Beobachtung mittels Videotechnik in In-
terventions-, Aufenthalts-, Wohn- und Schlaf-
räumen ist unzulässig. Sie ist im Einzelfall zeit-
lich befristet erlaubt, soweit dies zur Abwehr ei-
ner gegenwärtigen erheblichen Selbst- oder 
Fremdgefährdung durch den untergebrachten 
Menschen erforderlich ist. Die Beobachtung 
mittels Videotechnik ist durch eine Ärztin oder 
einen Arzt anzuordnen. Die Anordnung bedarf 
der Zustimmung der ärztlichen Leitung der fo-
rensischen Klinik. Entfallen die Gründe, die zur 
Anordnung geführt haben, muss diese unver-
züglich beendet werden. 

(2) Jede Einrichtung, die optisch-elektroni-
sche Einrichtungen einsetzt, hat ein ein-
heitliches Konzept zur optisch-elektroni-
schen Beobachtung der baulichen Anlagen 
zu erstellen. Das Konzept hat alle betriebs-
fähigen Einrichtungen sowie die von ihnen 
erfassten Bereiche in kartenmäßiger Dar-
stellung zu enthalten und ist laufend fortzu-
schreiben. 

(3) Bei der Beobachtung mittels Videotechnik 
gemäß Absatz 2 Satz 2 ist auf die Bedürfnisse 
des untergebrachten Menschen nach Wah-
rung seiner Intimsphäre angemessen Rück-
sicht zu nehmen, insbesondere sind sanitäre 
Einrichtungen, Behandlungszimmer oder der 
Kontakt zu Seelsorgern von der Überwachung 
auszunehmen. 

(3) Bei der Planung optisch-elektronischer 
Einrichtungen ist sicherzustellen, dass 

1. die Beobachtung nur insoweit erfolgt, 
als dies für die Aufrechterhaltung der Si-
cherheit erforderlich ist, insbesondere 
um das Betreten bestimmter Zonen 
durch Unbefugte zu verhindern und 

2. den untergebrachten Menschen in der 
Einrichtung angemessene Bereiche ver-
bleiben, in denen sie nicht mittels op-
tisch-elektronischer Einrichtungen beo-
bachtet werden. 

(4) Der untergebrachte Mensch ist an der 
Wahl, ob mittels Videotechnik oder mit Sitzwa-
che überwacht wird, zu beteiligen. Die Be-
obachtung der Patientinnen soll durch weibli-
che Beschäftigte, die Beobachtung der Patien-
ten durch männliche Beschäftigte erfolgen. 

(4) Die Beobachtung mittels optisch-elekt-
ronischer Einrichtungen (Monitoring) von 
Räumen und Freiflächen ist durch sprachli-
che und nicht sprachliche Zeichen auf eine 
Weise kenntlich zu machen, die die Tatsa-
che und die Reichweite der Beobachtung 
jederzeit eindeutig erkennbar macht. 

(5) Die Videoaufzeichnung ist unzulässig. Die 
mittels Videotechnik an der Grenze des Maß-
regelvollzugsbereiches zulässig erhobenen 

(5) Die Beobachtung eines öffentlich frei zu-
gänglichen Raumes außerhalb der Grenzen 
der Einrichtung mittels optisch-elektroni-
scher Einrichtungen ist nur und soweit zu-
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Daten dürfen für die Aufrechterhaltung der Si-
cherheit und zum Zwecke der Strafverfolgung 
bis zu einem Monat aufgezeichnet werden. 

lässig, wie dies aufgrund der örtlichen Ge-
gebenheiten zur Wahrnehmung des Haus-
rechts oder zur Aufrechterhaltung der Si-
cherheit der Einrichtung auch unter Be-
rücksichtigung der Belange Dritter uner-
lässlich ist, insbesondere um Fluchtversu-
che sowie Überwürfe von Gegenständen 
auf das Einrichtungsgelände zu verhindern. 

 (6) Die Beobachtung des Einrichtungsge-
ländes sowie innerhalb der Einrichtung mit-
tels optisch-elektronischer Einrichtungen 
ist zulässig, soweit dies aus Gründen der 
Sicherheit erforderlich ist und Absatz 8 
nichts anderes bestimmt. 

 (7) Die Beobachtung mittels Videotechnik 
in Interventions-, Aufenthalts-, Wohn- und 
Schlafräumen ist unzulässig. Im Rahmen 
einer Beobachtung ist die optisch-elektro-
nische Beobachtung zulässig, soweit dies 
zur Abwehr einer gegenwärtigen erhebli-
chen Selbst- oder Fremdgefährdung erfor-
derlich ist. Soweit die Erforderlichkeit ent-
fällt, ist die optisch-elektronische Beobach-
tung unverzüglich zu beenden. Die optisch-
elektronische Beobachtung ist im Rahmen 
der Anordnung der Beobachtung ausdrück-
lich schriftlich anzuordnen und zu begrün-
den; in der Anordnung ist der Umfang der 
Beobachtung zu bestimmen. Entfallen die 
Gründe, die zur Anordnung geführt haben, 
muss diese unverzüglich beendet werden. 
Sie ist spätestens nach 72 Stunden zu be-
enden, sofern sie nicht durch eine neue An-
ordnung verlängert wird. Die Beobachtung 
mittels Videotechnik ist durch eine Ärztin o-
der einen Arzt anzuordnen. Die Anordnung 
bedarf der Zustimmung der ärztlichen Lei-
tung der forensischen Klinik.  Bei der Be-
obachtung mittels Videotechnik ist auf die 
Bedürfnisse des untergebrachten Men-
schen nach Wahrung seiner Intimsphäre 
angemessen Rücksicht zu nehmen, insbe-
sondere sind sanitäre Einrichtungen, Be-
handlungszimmer oder der Kontakt zu 
Seelsorgern von der Überwachung auszu-
nehmen. Der untergebrachte Mensch ist an 
der Wahl, ob mittels Videotechnik oder mit 
Eins-zu-Eins-Betreuung überwacht wird, zu 
beteiligen. Die Beobachtung der Patientin-
nen soll durch weibliche Beschäftigte, die 
Beobachtung der Patienten durch männli-
che Beschäftigte erfolgen. Bei berechtig-
tem Interesse soll dem Wunsch, die Unter-
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suchung einer Person oder einem Arzt be-
stimmten Geschlechts zu übertragen, ent-
sprochen werden. 

 (8) Die mittels optisch-elektronischer Ein-
richtungen auf dem äußeren Klinikgelände 
zulässig erhobenen Daten dürfen nur ge-
speichert werden (Videoaufzeichnung), 
wenn dies zur Erreichung des die Erhebung 
gestattenden Zwecks erforderlich ist. So-
bald dieser Zweck entfällt, sind die Daten 
unverzüglich, spätestens nach 72 Stunden, 
zu löschen. Eine Speicherung darüber hin-
aus ist nur zulässig, soweit und solange 
dies zur Verfolgung einer Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit erforderlich ist. Abwei-
chend davon dürfen die erhobenen Daten 
nicht gespeichert werden. Mittels optisch-
elektronischer Einrichtungen erhobene Da-
ten dürfen nicht weiter verarbeitet werden, 
soweit sie dem Kernbereich der privaten 
Lebensgestaltung unterfallen. Durch geeig-
nete Maßnahmen und Prüfungen ist sicher-
zustellen, dass keine weitere Verarbeitung 
dieser Daten erfolgt. Dennoch gespeicherte 
Daten sind unverzüglich zu löschen. Nicht 
erfasst sind Gespräche über Straftaten o-
der Gespräche, durch die Straftaten began-
gen werden. Die Verarbeitung der mittels 
optisch-elektronischer Einrichtungen erho-
benen Daten ist zu dokumentieren. Die Do-
kumentation darf ausschließlich für Zwecke 
der Datenschutzkontrolle verwendet wer-
den. Sie ist zu löschen, wenn sie für diese 
Zwecke nicht mehr erforderlich ist, spätes-
tens jedoch am Ende des Kalenderjahres, 
das dem Jahr der Dokumentation folgt. 

§ 42 
Berichtigung, Löschung und 
Einschränkung der Verarbei-

tung 

§ 42 
Berichtigung, Löschung und 
Einschränkung der Verarbei-

tung 

(1) Die unter dem Namen des untergebrachten 
Menschen vorhandenen personenbezogenen 
Daten sind von der Einrichtung spätestens 
zehn Jahre nach Vollzugsende zu löschen o-
der zu vernichten, soweit nicht nach anderen 
Vorschriften andere Aufbewahrungsfristen be-
stehen. Ist zu dem in Satz 1 genannten Zeit-
punkt ein Rechtsstreit anhängig, sind die für 
den Rechtsstreit benötigten Daten erst nach 
dessen Beendigung zu löschen. 

(1) unverändert 

(2) Aufzeichnungen nach § 41 Absatz 5 Satz 2 
sind spätestens nach Ablauf eines Monats zu 

(2) unverändert 
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löschen. Dies gilt nicht, soweit eine fortlau-
fende Speicherung oder Aufbewahrung zur 
Aufklärung und Verfolgung der aufgezeichne-
ten Vorkommnisse unerlässlich ist. 

(3) Erhobene Daten nach § 37 Absatz 3 sind 
spätestens nach der Entlassung des unterge-
brachten Menschen zu löschen. 

(3) unverändert 

(4) Soweit die Einrichtung im Vollzug eines un-
tergebrachten Menschen nach § 1 Absatz 2 
von einer nicht nur vorläufigen Einstellung des 
Verfahrens, einer unanfechtbaren Ablehnung 
der Eröffnung des Hauptsacheverfahrens oder 
einem rechtskräftigen Freispruch Kenntnis er-
langt, sind personenbezogene Daten nach 
spätestens einem Monat ab Kenntniserlan-
gung zu löschen. 

(4) unverändert 

(5) Personenbezogene Daten sind zu berichti-
gen, wenn sie unrichtig, unvollständig oder 
nicht mehr aktuell sind. 

(5) unverändert 

(6) Im Übrigen gilt § 51 Absatz 3 des Landes-
datenschutzgesetzes vom 2. Mai 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 162) entsprechend. 

(entfällt) 

§ 43 
Auskunft, Akteneinsicht 

§ 43 
Auskunft, Akteneinsicht 

(1) Der untergebrachte Mensch, seine gesetz-
liche Vertreterin oder sein gesetzlicher Vertre-
ter und seine Verteidigerin oder sein Verteidi-
ger haben Anspruch auf Auskunft über die 
nach diesem Gesetz zum untergebrachten 
Menschen in der Einrichtung des Maßregel-
vollzugs gespeicherten Daten. Die Auskunft 
kann im beiderseitigen Einvernehmen münd-
lich durch eine Ärztin oder einen Arzt der Ein-
richtung des Maßregelvollzugs erteilt werden; 
ansonsten fertigt die Einrichtung gebührenfrei 
Kopien. Die Auskunft kann versagt werden, so-
weit die Verwirklichung der Ziele des Maßre-
gelvollzugs wesentlich gefährdet würde. Dies 
gilt nicht für Auskünfte gegenüber seiner Ver-
teidigerin oder seinem Verteidiger. 

unverändert 

(2) Auf Antrag ist dem untergebrachten Men-
schen, seiner gesetzlichen Vertreterin oder 
seinem gesetzlichen Vertreter und seiner Ver-
teidigerin oder seinem Verteidiger Aktenein-
sicht zu gewähren. Die Einsicht kann versagt 
werden, soweit die Verwirklichung der Ziele 
des Maßregelvollzugs wesentlich gefährdet 
würden oder berechtigte Interessen einer drit-
ten Person die Geheimhaltung der personen-
bezogenen Daten erfordern. Dies gilt nicht für 
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die Einsicht seiner Verteidigerin oder seines 
Verteidigers sowie seiner gesetzlichen Vertre-
terin oder seines gesetzlichen Vertreters. 

(3) Die Mitglieder einer Delegation des Europä-
ischen Ausschusses zur Verhütung von Folter 
und unmenschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe (CPT), des Unteraus-
schuss der Vereinten Nationen zur Prävention 
von Folter (SPT) sowie der Nationalen Stelle 
zur Verhütung von Folter erhalten während des 
Besuchs in der Einrichtung Einsicht in die vor-
handenen Patientenakten, mit Ausnahme der 
Therapiegespräche, soweit dies zur Wahrneh-
mung der Aufgaben des Ausschusses oder der 
Stelle unbedingt erforderlich ist. 

 

§ 44 
Anwendbarkeit weiterer Vor-

schriften 

§ 44 
Anwendbarkeit weiterer Vor-

schriften 

Soweit in diesem Gesetz nicht etwas Abwei-
chendes geregelt ist, gelten für die Verarbei-
tung personenbezogener Daten zum Zwecke 
des Maßregelvollzugs die Regelungen im Ab-
schnitt 3 des schleswig-holsteinischen Landes-
datenschutzgesetzes. 

unverändert 

Vierter Teil 
Kosten der Unterbringung 

Vierter Teil 
Kosten der Unterbringung 

§ 45 
Kosten der Unterbringung 

§ 45 
Kosten der Unterbringung 

(1) Die notwendigen Kosten einer Unterbrin-
gung nach § 1 Absatz 1 trägt das Land, soweit 
nicht ein Sozialleistungsträger zur Erstattung 
der Kosten vorrangig verpflichtet ist oder der 
untergebrachte Mensch zu den Kosten beizu-
tragen hat. 

unverändert 

(2) Wird die Aufgabe des Maßregelvollzugs ge-
mäß § 5 Absatz 2 oder Absatz 3 übertragen, 
erhält der Träger der Einrichtung ein jährliches 
Budget für Personal- und Sachkosten für jede 
von ihm betriebene Einrichtung oder Abteilung. 
Der Träger der Aufgabe im Sinne des § 5 Ab-
satz 2 oder Absatz 3 erhält für den Vollzug der 
Aufgaben des Maßregelvollzugs die tatsäch-
lich entstandenen Kosten und Aufwendungen. 

 

(3) Die Aufsichtsbehörde nach § 5 Absatz 4 
Satz 2 legt nach Anhörung der Einrichtung das 
jährliche Personal- und Sachkostenbudget in-
klusive eines Stellenplans fest. Das Personal- 
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und Sachkostenbudget ist so zu bemessen, 
dass die notwendigen Kosten gemäß Absatz 1 
gedeckt sind. Hierzu sind im Rahmen einer 
Verwendungsnachweisprüfung nach Ab-
schluss des Budgetjahres zu viel geleistete Be-
träge zurückzufordern oder zu gering geleis-
tete Beträge auszugleichen. Eine Verrechnung 
in den Folgejahren ist zulässig. 

§ 46 
Kostenbeteiligung 

§ 46 
Kostenbeteiligung 

(1) Von untergebrachten Menschen, die sich in 
einem freien Beschäftigungsverhältnis befin-
den, sich selbst beschäftigen, anderweitiges 
Vermögen besitzen oder über regelmäßige 
Einkünfte verfügen, ist für die Zeit im Maßre-
gelvollzug ein Kostenbeitrag zu erheben. Der 
Kostenbeitrag kann von untergebrachten Men-
schen, die sich selbst beschäftigen, monatlich 
im Voraus ganz oder teilweise gefordert wer-
den. Leistungen im Rahmen der Unterbringung 
bleiben unberücksichtigt. Von der Geltendma-
chung des Anspruchs ist abzusehen, soweit 
die Wiedereingliederung der untergebrachten 
Menschen hierdurch gefährdet würde. 

unverändert 

(2) Der Kostenbeitrag wird in Höhe des Betra-
ges erhoben, der nach § 17 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch durchschnittlich zur Bewertung der Sach-
bezüge festgesetzt ist. Bei Selbstverpflegung 
entfallen die für die Verpflegung vorgesehenen 
Beträge. Für den Wert der Unterkunft ist die 
festgesetzte Belegungsfähigkeit maßgebend. 

 

Fünfter Teil 
Schlussvorschriften 

Fünfter Teil 
Schlussvorschriften 

§ 47 
Einschränkung von Grundrech-

ten 

§ 47 
Einschränkung von Grundrech-

ten 

Durch dieses Gesetz werden im Rahmen des 
Artikels 19 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes 
die Rechte 

unverändert 

1. auf freie Entfaltung der Persönlichkeit (Arti-
kel 2 Absatz 1 des Grundgesetzes), 

 

2. auf körperliche Unversehrtheit und Freiheit 
der Person (Artikel 2 Absatz 2 des Grund-
gesetzes), 
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3. auf ungestörte Religionsausübung (Arti-

kel 4 Absatz 2 des Grundgesetzes), 
 

4. sich aus allgemein zugänglichen Quellen 
ungehindert zu unterrichten (Artikel 5 Ab-
satz 1 des Grundgesetzes), 

 

5. Unverletzlichkeit des Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 des 
Grundgesetzes) und 

 

6. auf freie Verfügbarkeit über das Eigentum 
(Artikel 14 Absatz 1 des Grundgesetzes) 

 

eingeschränkt.  

§ 48 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

§ 48 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Ver-
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Maßre-
gelvollzugsgesetz vom 19. Januar 2000 
(GVOBl. Schl.-H. S. 114), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 7. Mai 2015 (GVOBl. Schl.-
H. S. 106), außer Kraft. 

unverändert 

 


